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(A) 


(C) 


60. Sitzung 


Bonn, den 24. Februar 1988 


Beginn: 13.00 Uhr 


Vizepräsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröff- 
net. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Tagesordnungs- 
punkt 1 auf: 

Fragestunde 

— Drucksache 11/1842 — 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten auf. Zur 
Beantwortung steht der Herr Parlamentarische Staats- 
sekretär Dr. von Geldern zur Verfügung. 

Die Frage 75 des Abgeordneten Austermann wird 
auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

(B) Ich rufe die Frage 76 des Abgeordneten Pfuhl auf: 

Teilt die Bundesregierung die Meinung der hessischen Land- 
wirtschaftsministerin, daß der Anbau von Soja bzw. tropischer 
Gewächse wie Maniok in der Bundesrepublik Deutschland 
möglich ist und die Zukunftschancen der Landwirtschaft verbes- 
sern könnte? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Geldern, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Herr Kollege Pfuhl, Ihre Frage geht offensichtlich auf 
eine in verschiedenen Zeitungen verbreitete Presse- 
meldung zurück, in der eine Äußerung von Frau Mini- 
sterin Reichhardt falsch wiedergegeben worden ist. 
Nach Auskunft des Hessischen Ministeriums für 
Landwirtschaft, Forsten und Naturschutz hat sich Frau 
Ministerin Reichhardt nicht zum Anbau von Soja und 
Maniok geäußert. 

Sie hat sich vielmehr dafür ausgesprochen, die Ver- 
wendung von importierten Futtermitteln, wie So- 
jaschrot und Tapiokamehl, einzuschränken und dafür 
Futtermittel einzusetzen, die aus einheimischem An- 
bau stammen. Die Bundesregierung stimmt dieser 
— jetzt richtig wiedergegebenen — Äußerung von 
Frau Ministerin Reichhardt zu. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter, bitte schön. 

Pfuhl (SPD): Herr Staatssekretär, das heißt also, daß 
wir ein für allemal feststellen, daß wir Maniok und 
auch Soja in der Bundesrepublik auf Grund der klima- 
tischen Bedingungen nicht anbauen können? 


Dr. von Geldern, Pari. Staatssekretär: Das heißt es in 
dieser Entschiedenheit, Herr Kollege Pfuhl, nicht. In 
klimatisch besonders begünstigten Regionen, etwa im 
Oberrheingraben, werden zur Zeit Anbauversuche 
mit Soja durchgeführt. Hier bleibt abzuwarten, wel- 
che mehrjährigen Ergebnisse diese Versuche bringen 
werden. Auf längere Sicht kann durchaus damit ge- 
rechnet werden, daß pflanzenzüchterische Bemühun- 
gen zu Sorten führen werden, die eine Nordverlage- 
rung der Anbaugrenze der Sojabohne ermöglichen, 
vergleichbar, Herr Kollege Pfuhl, etwa der Entwick- 
lung des Maisanbaus in den letzten 30 Jahren. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz- 
frage. 

Ich rufe die Frage 77 des Herrn Abgeordneten (D) 
Kreuzeder auf. — Er ist nicht im Raum. Die Frage wird 
nicht beantwortet. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit. 

Zur Beantwortung steht Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Pfeifer zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 3 der Frau Abgeordneten Unruh 
auf: 

War der Bundesministerin für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit der Stand der Gesetzgebungsarbeit im eigenen 
Hause nicht bekannt, oder welche anderen Gründe lagen vor, 
daß sie die bereits im Oktober 1987 gestellte Frage nach dem 
konkreten Stand der Novellierung des Heimgesetzes am 1 1 . De- 
zember 1987 mit dem Allgemeinplatz beantwortete, „die Novel- 
lierung zügig zu betreiben", obwohl bereits am 28. Dezember 
1987 ein ausgearbeiteter Gesetzentwurf den Verbänden zur 
Stellungnahme zugeleitet wurde? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit: Frau 
Kollegin Unruh, die von Ihnen zitierte Antwort der 
Bundesministerin für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit gab den damaligen Stand der laufenden 
Novellierung des Heimgesetzes zutreffend wieder. 
Darin hieß es einleitend: „Gegenwärtig wird ein erster 
Entwurf zur Novellierung des Heimgesetzes überar- 
beitet." Das Ergebnis dieser Überarbeitung war der 
von Ihnen angesprochene Entwurf, ein Diskussions- 
entwurf, der am 28. Dezember 1987 den Beteiligten 
zur Stellungnahme zugesandt wurde. Der in der Ant- 
wort der Ministerin ebenfalls enthaltene Hinweis, die 
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Pari. Staatssekretär Pfeifer 

(A) Bundesregierung wolle die Novellierung zügig betrei- 
ben, unterstreicht die Intensität der Bemühungen der 
Bundesregierung um diese Novelle. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete. 

Frau Unruh (GRÜNE): Können Sie mir bitte sagen, 
nach welchen Kriterien diese Diskussionsentwürfe 
von Ihnen hinausgeschickt werden? Zum Beispiel hat 
der Seniorenschutzbund „Graue Panther" den Ent- 
wurf nicht bekommen, und auch ich als Bundestags- 
abgeordnete habe ihn nicht, obwohl ich Sie ange- 
schrieben hatte. 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich bin 
gern bereit, Ihnen diesen Diskussionsentwurf zur Ver- 
fügung zu stellen. Ich habe jetzt keine Liste aller Or- 
ganisationen hier, die den Diskussionsentwurf be- 
kommen haben. Aber wenn Sie den Wunsch haben, 
daß noch weitere Organisationen diesen Diskussions- 
entwurf bekommen, steht dem nichts im Wege. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz- 
frage. 

Frau Unruh (GRÜNE): Dann hätte ich gern gewußt, 
wo die Unterschiede zwischen den Vorstellungen des 
Justizministers und der Familienministerin liegen. 
Das ist ja genügend durch die Presse gegangen. 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Diese Frage wollte ich 
eigentlich im Zusammenhang mit Ihrer zweiten Frage 
beantworten, aber ich kann es auch an dieser Stelle 

(B) tun * 

Vizepräsident Frau Renger: Kann ich Ihre zweite 
Frage vielleicht mit aufrufen, Frau Kollegin? 

Frau Unruh (GRÜNE): Ja. Aber ich habe dann noch 
zwei Zusatzfragen. 

Vizepräsident Frau Renger: Dann haben Sie noch 
die Möglichkeit zu weiteren Fragen; natürlich. Sie 
erhalten zunächst die Antwort auf Ihre Frage 4, die ich 
jetzt aufrufe: 

Inwieweit sieht die Bundesministerin für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit in dem Novellierungsentwurf, der we- 
der eine Verbesserung der Heimaufsicht noch eine Erweiterung 
der Mitspracherechte der Heimbewohner (Umwandlung von 
Mitwirkung in Mitbestimmung) vorsieht, die ansonsten von ihr 
propagierte Stärkung der Rechte der Betroffenen gewährlei- 
stet? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Der Diskussionsent- 
wurf einer Novelle zum Heimgesetz enthält eine Viel- 
zahl von Änderungen und Ergänzungen, die eine 
Verbesserung der Situation in den Heimen zum Ziel 
haben. Es wäre dem Rahmen der Fragestunde nicht 
angemessen, wenn ich diese Punkte hier im einzelnen 
vortragen würde. Durch die Novellierung soll aber vor 
allem die rechtliche Stellung der Heimbewohner we- 
sentlich gestärkt werden. Im übrigen wird auf Grund 
der noch ausstehenden Stellungnahmen der Beteilig- 
ten zu prüfen sein, ob und gegebenenfalls welche 
weiteren Änderungen des Gesetzes geboten sind. 

Nun zu der Frage der Haltung des Bundesjustizmi- 
nisters. Wie Sie wissen, hat der Bundesminister der 
Justiz gerade die Frage der Mitwirkung oder Mitbe- 


stimmung angesprochen. Dieser Komplex wird Ge- (C) 
genstand der noch anstehenden Ressortbesprechung 
sein. Die Bundesregierung wird sich hierbei davon lei- 
ten lassen, daß die Mitwirkung der Heimbewohner so 
weit wie möglich ausgebaut wird. Dabei sollte es ent- 
scheidend darauf ankommen, die Beteiligungsrechte 
so zu gestalten, daß sie von den Heimbewohnern in 
der Praxis realisiert werden können. Ziel muß sein, 
daß sich die Bewohner in den Heimen nicht verwaltet 
fühlen, sondern als mündige Bürger ihre Persönlich- 
keit frei entfalten und ihr Leben im Heim weitgehend 
mitgestalten können. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, bitte 
schön. 

Frau Unruh (GRÜNE): Warum haben Sie dann in 
dem Entwurf für den Fall, daß kein Heimbeirat von 
den Betroffenen gewählt werden kann, die obrigkeit- 
liche Ernennung eines sogenannten Heimfürspre- 
chers vorgesehen, statt in den Heimbeirat z. B. Ange- 
hörige, Vertrauenspersonen oder andere zu delegie- 
ren? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin Unruh, 
die Bestellung eines Heimfürsprechers in den Fällen, 
in denen die Bildung eines Heimbeirats nicht möglich 
ist, ist ein Vorschlag, der jetzt zur Diskussion gestellt 
worden ist. Das bedeutet nicht, daß wir gegenüber 
anderen — möglicherweise besseren — Vorschlägen 
nicht offen wären. Ich habe vorhin ausdrücklich ge- 
sagt, daß wir nach Eingang der Stellungnahmen im 
einzelnen prüfen werden, ob und gegebenenfalls wel- 
che weiteren Änderungen am Heimgesetz notwendig P) 
sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte sehr, Sie haben 
noch eine Frage. 

Frau Unruh (GRÜNE): Wie gedenkt das Ministe- 
rium künftige Mißbräuche der Heimaufsicht zu ver- 
hindern, die dadurch entstehen können, daß Träger 
der Heimaufsicht und Heimträger personell identisch 
sind? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin Unruh, 
die Ausübung der Heimaufsicht obliegt den zuständi- 
gen Behörden, die von den Ländern für die Durchfüh- 
rung des Gesetzes bestimmt sind. Die Bundesregie- 
rung ist der Ansicht, daß das Instrumentarium der bis- 
herigen gesetzlichen Regelungen hier ausreicht. Wo 
Mängel in der Überwachung bestehen, ist es Aufgabe 
der Länder, dieses Instrumentarium auszuschöpfen 
und die Mängel abzustellen. Ich füge aber hinzu, daß 
auch hierüber im Zusammenhang mit der Novellie- 
rung nochmals im einzelnen diskutiert werden 
kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatz- 
fragen. 

Ich rufe die Frage 5 des Herrn Abgeordneten Eigen 
auf: 

Aus welchem Grund wird nach Meinung der Bundesregie- 
rung der Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaft KOM (87) 46 vom 13. Februar 1987 nicht weiter verfolgt, 
um endlich die Verbraucher durch Regelung der gesundheitli- 
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Vizepräsident Frau Renger 

(A) chen Fragen bei der Herstellung und Vermarktung von Eipro- 
dukten zu schützen und einen vernünftigen Wettbewerb inner- 
halb der Europäischen Gemeinschaft zu gewährleisten? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Eigen, der 
Richtlinienvorschlag zur Regelung der gesundheitli- 
chen Fragen bei der Herstellung und Vermarktung 
von Eiprodukten ist in der Aufstellung des Agrarrats 
über die alsbald zu behandelnden Vorhaben aufge- 
führt und genießt nach Auffassung der Bundesregie- 
rung Priorität. Die Bundesregierung wird deshalb die 
deutsche Präsidentschaft in der EG nutzen, um den 
Richtlinienvorschlag in der betreffenden Ratsgruppe 
zur Beratung zu bringen, sobald die Terminlage in 
Brüssel es zuläßt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Was hat denn eigentlich daran 
gehindert, Herr Staatssekretär, die Vorlage vom 
13. Februar 1987 schon längst zu beraten, zumal da 
hier ja eine Wettbewerbsverzerrung besteht und vor 
allem der Verbraucherschutz, der Schutz der Eipro- 
dukteindustrie und der Schutz der Landwirtschaft ge- 
gen Wettbewerbsverzerrungen eine entscheidende 
Rolle spielen? Insbesondere gilt das für den Verbrau- 
cherschutz. Sie kennen die damaligen Skandale mit 
belgischen Eiprodukten. Daß sich so etwas nicht wie- 
derholen kann, ist ja wohl in unser aller Interesse. 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Eigen, Sie 
wissen, daß die Bundesregierung diesem Richtlinien- 

(B) Vorschlag auch in der Vergangenheit immer Priorität 
zugemessen hat, genauso wie der Bundestag und der 
Bundesrat in Beschlüssen zu diesem Richtlinienvor- 
schlag. Leider ist es aber so, daß andere Mitgliedstaa- 
ten an einer vordringlichen Beratung nicht interessiert 
waren. Gerade deshalb wollen wir ja jetzt die deut- 
sche Präsidentschaft nutzen, um die Beratung voran- 
zubringen. 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzfrage. 

Eigen (CDU/CSU): Wie sehen Sie die Chance, daß 
nach einer Initiative der deutschen Präsidentschaft 
diese Verordnung beraten wird und innerhalb einer 
einigermaßen annehmbaren Frist zum Abschluß 
kommt? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Das wird unser Bemü- 
hen sein. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab- 
geordnete Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Herr Staatssekretär, wenn die 
Zeit vom 13. Februar bis zum 31. Dezember 1987 nicht 
ausgereicht hat, um dieses Vorhaben in Gang zu brin- 
gen, wie will die Bundesregierung gewährleisten, das 
in den sechs Monaten ihrer Präsidentschaft auf den 
Weg zu bringen? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Zunächst einmal wird 
entscheidend sein, daß das überhaupt auf die Tages- 
ordnung des Rates gesetzt wird. Ich habe soeben in 
der Antwort auf die Zusatzfrage des Kollegen Eigen 


gesagt: Genau dies wird unser Bemühen sein. Wir (C) 
werden uns dann auch darum bemühen, daß die 
Dinge möglichst noch in unserer Präsidentschaft zu 
einem Ergebnis kommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, steht die 
deutsche Präsidentschaft nicht noch vor so vielen an- 
deren ungelegten Eiern, daß diese ungelegten Eier zu 
kurz kommen werden? 

(Eigen [CDU/CSU]: Die sind nicht ungelegt, 
die sind längst gelegt!) 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Sperling, 
sowohl der Deutsche Bundestag als auch der Bundes- 
rat haben aus den von Herrn Kollegen Eigen darge- 
legten Gründen diesem Vorhaben mit Recht eine 
hohe Priorität gegeben. Ich hoffe, daß das am Ende 
unserer Präsidentschaft nicht mehr zu den ungelegten 
Eiern gehört. 

Vizepräsident Frau Renger: Da geht es wahrschein- 
lich um große und kleine. 

(Eigen [CDU/CSU]: Die gehen doch ka- 
putt!) 

— Und faule auch noch. 

Danke schön, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Verkehr auf. Zur Beantwortung steht der Parla- 
mentarische Staatssekretär Dr. Schulte zur Verfü- 
gung. (D) 

Ich rufe die Frage 6 der Abgeordneten Frau Blunck 
auf: 

Welche Firmen in der Bundesrepublik Deutschland haben 
eine Erlaubnis, die Beseitigung ihrer chemischen Abfälle durch 
die Verbrennung auf See durchzuführen, und wann laufen diese 
Genehmigungsbescheide aus? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Verkehr: Frau Kollegin, das Deutsche Hydro- 
graphische Institut hat zwei großen Chemieunterneh- 
men und einer Abfallsammelfirma aus der Bundesre- 
publik Deutschland eine Erlaubnis zur Verbrennung 
von Abfallstoffen mit dem unter deutscher Flagge 
fahrenden Verbrennungsschiff „Vesta" auf hoher See 
erteilt. Die derzeit erteilten Erlaubnisse laufen am 
30. September 1988 aus. 

Deutsche Abfallstoffe werden außerdem auf dem 
unter liberianischer Flagge fahrenden Verbrennungs- 
schiff „Vulcanus" verbrannt. Hierfür sind keine Er- 
laubnisse des Deutschen Hydrographischen Instituts, 
sondern der zuständigen belgischen Behörde erfor- 
derlich. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Ich würde gerne wissen wollen: 

Sind das alle Genehmigungen, die erteilt worden sind, 
oder gibt es noch Genehmigungen von irgendwel- 
chen Ländern, die eventuell da sind, die Sie jetzt aber 
nicht genannt haben? 
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(A) Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Ich kann mir nicht 
vorstellen, daß es noch zusätzliche Genehmigungen 
gibt. Ich gehe aber, Frau Kollegin, dieser Frage gerne 
noch einmal nach. 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzfrage. 

Frau Blunck (SPD): Ist es möglich, daß ich die Che- 
miewerke schriftlich benannt bekomme? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Ich habe die Na- 
men; wahrscheinlich kennen auch Sie die Namen. Mir 
wurde aber ausdrücklich aufgeschrieben, ich solle aus 
Gründen des Datenschutzes davon absehen, die Na- 
men zu nennen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 7 der 
Abgeordneten Frau Blunck auf: 

Wird von den zuständigen Behörden auch dann eine Geneh- 
migung zur Abfall Verbrennung auf See erteilt, wenn in den zu 
verbrennenden Stoffen polychlorierte Biphenyle enthalten sind 
oder nachweislich durch die Verbrennung Dioxine oder Furane 
freigesetzt werden, und wie bewertet die Bundesregierung dies 
im Hinblick auf die Gefährdung der Nordsee? 

Bitte. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, das 
Deutsche Hydrographische Institut hat bisher die Ver- 
brennung von Abfallstoffen auf dem deutschen Ver- 
brennungsschiff „Vesta" mit einem PCB-Gehalt bis 
zu einem Grenzwert von 5 mg/kg gestattet. 

Das Deutsche Hydrographische Institut nimmt bei 
Abfällen, die von dem unter der Bundesflagge fahren- 
den Verbrennungsschiff „Vesta" verbrannt werden 
sollen, regelmäßig Proben, die von unabhängigen 
Sachverständigen analysiert werden. Während bei 
diesen Analysen nach der sogenannten DIN/LAGA- 
Methode der PCB-Anteil weniger als 5 mg/kg beträgt, 
sind nach der neuerdings angewandten sogenannten 
Isomerengruppen-Bestimmung im Einzelfall bei aus- 
ländischen Abfällen Werte von bis zu 329 mg/kg er- 
mittelt worden. 

Eine für diese Abfälle erteilte Erlaubnis hat das 
Deutsche Hydrographische Institut vorsorglich wider- 
rufen. Hiergegen ist Widerspruch eingelegt worden. 
Bis zur endgültigen Klärung wird gegenwärtig ein 
Grenzwert von 5 mg pro kg nach der DIN/LAGA- 
Methode und 50 mg pro kg nach der Isomerengrup- 
pen-Bestimmung zugelassen. 

Durch die Verbrennung dieser Abfallstoffe werden 
nach derzeitigem Kenntnisstand keine Dioxine oder 
Furane freigesetzt, die die Nordsee gefährden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab- 
geordnete Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Haben Sie dies auch im Hinblick 
auf den Optionsplan untersucht, den wir als Bundes- 
republik Deutschland bei der Internationalen Nord- 
seeschutzkonferenz unterschrieben haben, und wie 
sind dort Ihre Vorstellungen, bis wann die Genehmi- 
gungen insgesamt auslaufen sollen? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Sie kennen die 
Beschlüsse der Nordseeschutzkonferenz: Bis zum 
1. Januar 1991 soll die Verbrennungsmenge insge- 
samt um 65% reduziert werden, und bis zum 31. De- 
zember 1994 soll die Verbrennung auf hoher See ganz 


eingestellt werden; in meiner schriftlichen Unterlage (C) 
heißt es sogar: wird eingestellt. Eine der vorher ge- 
nannten, apostrophierten Chemiefirmen wird noch in 
diesem Jahr eine eigene Anlage fertigstellen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Die Beschlüsse der Nordsee- 
schutzkonferenz sind mir bekannt. Nur, ist das die 
Absichtserklärung, die irgendwann einmal in einen 
konkreten Plan umgesetzt werden soll? Dahin ging 
meine Frage: Wie sieht dieser konkrete Plan aus? Wel- 
che Schritte sind vorgesehen? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, an 
dieser Stelle haben Sie möglicherweise den falschen 
Gesprächspartner. Sie wissen — jetzt muß ich über ein 
anderes Ressort berichten — , daß die Beseitigung von 
Abfall Sache der Länder ist. Wir als Verkehrsministe- 
rium sind eigentlich nur deswegen dabei, weil das 
Deutsche Hydrographische Institut zu unserer nach- 
geordneten Behörde gemacht wurde. 

Es ist also denkbar, daß die Länder solche Beseiti- 
gungsanlagen errichten oder errichten lassen. Sie ha- 
ben dafür konkrete Pläne. Diese liegen mir im Augen- 
blick zwar nicht vor, ich könnte sie Ihnen aber besor- 
gen. Ich weiß, daß hier sehr viel Reservekapazität vor- 
gesehen ist, weil wie überall bei solchen Anlagen 
auch Schwierigkeiten in der Realisierung von Plänen 
erwartet werden, 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Dr. Sperling hat 
noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
gesagt, daß durch die Verbrennungen keine Dioxine 
und Furane freigesetzt werden, die die Nordsee ge- 
fährden. Ich würde gerne wissen, ob keine freigesetzt 
werden oder ob die freigesetzten etwas anderes als 
die Nordsee gefährden. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, als 
ich das, wonach Sie jetzt fragen, vorgetragen habe, 
hatte ich für mich selber denselben Einwand. Aus 
einem anderen Absatz ergibt sich allerdings, daß 
nichts dergleichen freigesetzt wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab- 
geordnete Garbe. 

Frau Garbe (GRÜNE): Herr Staatssekretär, wenn 
die Verbrennungen um bis zu 65 % reduziert werden 
sollen, gehen dann automatisch auch die Genehmi- 
gungen zurück? Nehmen Sie diese dann sofort zu- 
rück? Oder wie geht das? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Ich mußte mich, 

Frau Präsidentin, da wir ein anderes Gebiet mitberüh- 
ren, auf die Fragestunde sehr intensiv vorbereiten. 

Mir wurde gesagt, daß zunächst einmal das Deutsche 
Hydrographische Institut nur deswegen beteiligt ist, 
weil beantragt wird, auf der Nordsee zu verbrennen. 
Würde dies an Land gemacht, wären wir überhaupt 
nicht dabei. 

Jetzt kommen die Pläne, nach denen die Frau Kol- 
legin Blunck vorher gefragt hat. Wenn diese Pläne 
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(A) realisiert werden können, dann — das ist sicherlich 
das Bestreben des Umweltministers — , können diese 
Pläne vorgezogen werden, dann muß dieser Termin in 
bezug auf den langen Zeitablauf gar nicht eingehal- 
ten werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter An- 
dres, bitte. 

Andres (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben vor- 
getragen, daß das Deutsche Hydrographische Institut 
Proben nimmt. Ich hätte gern gewußt, in welchen Zeit- 
abständen und wo diese Proben genommen wer- 
den. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
muß ich Ihnen nachliefern. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 8 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Sperling auf. 

Wie viele öffentliche und private Mittel werden jährlich für 
Forschungszwecke im Bereich des Individualverkehrs und des 
Autos aufgewandt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Sper- 
ling, Forschung im Bereich des Individualverkehrs 
und des Autos wird in erster Linie von der Industrie 
betrieben. Über deren Forschungsausgaben liegen 
der Bundesregierung keine Angaben vor. Auch über 
die entsprechenden Ausgaben von Ländern und Ge- 
meinden gibt es keine Angaben. 

Im Bereich des Bundes erfolgt eine Förderung in 
erster Linie durch den Bundesminister für Forschung 
und Technologie. Außerdem werden in den Ge- 
schäftsbereichen der Bundesminister für Verkehr, für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau Untersu- 
chungen für den Individualverkehr durchgeführt. 

In den entsprechenden Einzelplänen des Bundes- 
haushalts — Einzelplan 12, Einzelplan 30, Einzel- 
plan 16 und Einzelplan 25 — sind insoweit For- 
schungsmittel im Sinne Ihrer Fragestellung in Höhe 
von ca. 46 Millionen DM vorgesehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, da rund 
80 % der Personentransportkilometer in unserem 
Lande umweltbelastend mit dem Auto im Individual- 
verkehr zurückgelegt werden, wäre es doch sinnvoll, 
an eine dichtere und bessere Nutzung der mit etwa 
1,2 Personen besetzten Blechkisten zu denken. 
Würde es sich nicht lohnen, ein bißchen mehr Mittel 
für die Forschung darüber auszugeben, wie man zu 
einer intensiveren Nutzung unserer Automobile kom- 
men kann, um damit die Zahl der gefahrenen Wagen 
erheblich zu reduzieren? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube, daß es nicht die Aufgabe des Bundes ist, Auto- 
technologie zu fördern; das machen die Firmen selber. 
Wo der Bund Geld ausgibt, da geht es gerade um die 
negativen Auswirkungen des Individualverkehrs. Es 
geht um das Ziel, diese Auswirkungen zu mindern. 
Einen Schwerpunkt bildet dabei der Systemgedanke, 


den knapper werdenden Straßenraum — so haben Sie (C) 
ja auch gefragt — intelligenter als bisher zu nutzen. 
Außerdem spielen die Sicherheit und die Umweltver- 
träglichkeit bei diesen Fördermaßnahmen eine große 
Rolle. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, wenn man 
den knappen Straßenraum intelligenter nutzen will, 
dann geht es nicht um Autotechnologie, sondern um 
Autoverwendungstechnologie, d. h. die Nutzung von 
Computern zur Herstellung von möglichst vielen 
Fahrgemeinschaften. Da erhebt sich die Frage, ob 
man nicht doch größere Versuche aus Bundessicht för- 
dern sollte, weil ja alle Umweltprobleme nun leider in 
der Fläche streuen und sich nicht auf Gemeinde- oder 
Ländergrenzen festlegen lassen. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Ich halte einen 
weiteren Ausbau dieser Förderung für wünschens- 
wert. Wir werden uns auch entsprechend bemühen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Sellin. 

Sellin (GRÜNE): Herr Staatssekretär, es ist schon 
erstaunlich, daß Ihnen die Ausgaben der deutschen 
Automobilindustrie für Forschungszwecke nicht be- 
kannt sind. Heißt das mit anderen Worten, daß die 
Bundesregierung eine Verkehrspolitik macht, die sich 
an die Mengen von Autos, die zugelassen werden, 
anpaßt, und die Infrastruktur dementsprechend be- (D) 
reitstellt? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Ich glaube, dieser 
Schluß ist nicht zulässig. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, halten Sie es 
z. B. für möglich, daß Ihr Haus, sei es im Rahmen eines 
Forschungsvorhabens oder im Rahmen eines Modell- 
versuchs, einmal untersuchen läßt, wie man durch die 
Bereitstellung von Parkplätzen in der Nähe von Auto- 
bahnauffahrten die Möglichkeit für Fernpendler 
schafft, mehr als bisher Fahrgemeinschaften zu bil- 
den? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
sind an diesem Projekt dran. Es gibt allerdings im 
Augenblick noch einige rechtliche Schranken. Ich 
persönlich bin hinter diesem Projekt schwer hinter- 
her. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz- 
frage. 

Ich rufe die Frage 9 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Sperling auf: 

Wie viele öffentliche und private Mittel werden jährlich für 
Forschungszwecke im Bereich des öffentlichen Personenver- 
kehrs, insbesondere für schienengebundene Verkehrsmittel, 
aufgewandt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 
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(A) Dr. Schulte, ParL Staatssekretär: Herr Kollege, hin- 
sichtlich der privaten Forschung verweise ich zu- 
nächst auf die Antwort zu Frage 8. 

Im Bereich des Bundes erfolgt eine Förderung des 
öffentlichen Personennahverkehrs durch die Bundes- 
ministerien für Verkehr, für Forschung und Technolo- 
gie, für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
und für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, also 
wie vorher bei der anderen Frage gehabt. 

Im Bundeshaushalt sind hierfür insgesamt ca. 
48 Millionen DM vorgesehen, davon für schienenge- 
bundene Verkehrsmittel ca. 20 Millionen DM. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, vermuten 
Sie, daß in diesen Bereich viele private Mittel flie- 
ßen? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Es fließen in diesen 
Bereich nach unser aller Schätzung sicher weniger 
Mittel als in die Forschung für den Pkw. Wir müssen 
allerdings davon ausgehen, daß die Omnibusherstel- 
ler an Systemen arbeiten, die es ermöglichen sollen, 
daß der Omnibus auch in den Kernen der Großstädte 
besser verkehren und eine größere Umlaufgeschwin- 
digkeit erzielen kann. Ich muß die Firmen dazu nicht 
nennen; Sie kennen sie. 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

(B) Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, angesichts 
der Tatsache, daß sicher in den in der Frage 8 erwähn- 
ten Forschungsmitteln für den Individualverkehr eine 
ungeheure Menge privater Mittel steckt: Glauben Sie 
nicht, daß es ein ausgesprochenes Mißverhältnis in 
der Aufwendung von Forschungsmitteln für öffentli- 
chen Nahverkehr und für Individualverkehr gibt? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Wir haben eine 
Reihe von Projekten, eine Reihe von Modellvorhaben, 
die zum Teil aus dem Gemeindeverkehrsfinanzie- 
rungsgesetz gespeist werden. Es liegt im Augenblick 
nichts an Forderungen auf dem Tisch, die das, was ich 
in der Theorie ebenfalls so auffassen würde, konkret 
untermauern würden. Wenn Sie aber ein konkretes 
Projekt oder einen konkreten Gedanken haben, bin 
ich gerne bereit, dem nachzugehen. 

(Dr. Sperling [SPD]: Danke schön!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, sehen Sie auch 
Möglichkeiten, daß man den Städten und Gemein- 
den, den Landkreisen oder den regionalen Institutio- 
nen finanzielle Hilfen zur Umsetzung von Erkenntnis- 
sen gibt, die aus solchen Forschungsvorhaben bisher 
angefallen sind? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Es gibt bisher die 
Möglichkeit, daß der Bund solche Modellvorhaben 
fördert. Ich habe das Gemeindeverkehrsfinanzie- 
rungsgesetz genannt. Wir können aber nach der Auf- 


gabenverteilung zwischen Bund und Ländern als (C) 
Bund nicht weiter in diese Materie einsteigen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Andres. 

Andres (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie sich 
angesichts der sicherlich vorhandenen Diskrepanz 
politische oder gesetzgeberische Maßnahmen vorstel- 
len, die dazu führen würden, Forschungsmittel für 
Individualverkehr in Richtung öffentlicher Personen- 
nahverkehr umzulenken? 

Dr. Schulte, Pari, Staatssekretär: Ich habe vorher 
gesagt, Herr Kollege, daß nichts an konkreten Anträ- 
gen auf Forschungsförderung in diesem Bereich vor- 
liegt oder rechtlich machbar ist. Wenn wir mit dem 
Bundesminister der Finanzen verhandeln, wird er so- 
fort fragen: Habt ihr ein konkretes Projekt? — Das 
heißt also, wir sollten uns da nicht über Theorie unter- 
halten, sondern über konkrete Praxis. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Sellin. 

Sellin (GRÜNE): Herr Staatssekretär, betreibt die 
Bundesregierung in ihrer Politik Bevorzugung des in- 
dividualen Verkehrs mit dem Pkw, oder betreibt die 
Bundesregierung Bevorzugung des öffentlichen Nah- 
verkehrs? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Wir haben mehr- 
fach — in Regierungserklärungen und in Verkehrsde- 
batten — in diesem Haus zum Ausdruck gebracht, daß 
wir alle Verkehrsmittel nutzen wollen, jedes an sei- ( D ) 
nem Platz. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab- 
geordnete Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Das Problem ist ja die Ausla- 
stung des öffentlichen Personennahverkehrs, schie- 
nengebunden und anderer Art, und die Abstimmung 
aufeinander. Ist Ihnen bekannt, ob es hier For- 
schungsvorhaben gibt? Wenn ja: Sind die privater 
oder öffentlicher Natur? Und sehen Sie hier einen 
Handlungsbedarf für die Bundesregierung? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Wir haben eine 
ganze Reihe von Modellvorhaben in verschiedenen 
Räumen von der Großstadt bis hin zu ganz schwach 
besiedelten Landkreisen. Das, was Sie abfragen, ist 
auch Teil der Untersuchungen. Ich kann Ihnen auch 
eine Reihe von Vorhaben nennen: Das geht vom Bo- 
denseekreis bis nach Lübeck, es geht von Wunsiedel 
in Ostbayern bis ins Saarland. 

Vizepräsident Frau Renger: Dann rufe ich die 
Frage 10 des Herrn Abgeordneten Pfuhl auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, gemäß den Anträgen der Kom- 
munen und der Wirtschaft, zwischen den Autobahnanschlüssen 
Homburg/Efze und Melsungen einen weiteren Autobahnan- 
schluß in Höhe des Ortsteils Ostheim der Großgemeinde Mals- 
feld an der A 7 vorzusehen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Bundesregierung liegt bisher kein Antrag für eine 
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(A) zusätzliche Anschlußstelle an der A 7 im Bereich Ost- 
heim vor. Die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit 
einer neuen Anschlußstelle läßt sich erst beurteilen, 
wenn von der hessischen Straßenbauverwaltung ent- 
sprechende Untersuchungen hierzu abgeschlossen 
sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Pfuhl. 

Pfuhl (SPD): Herr Staatssekretär, das heißt also, daß 
der hessische Minister für Wirtschaft und Technik bis- 
her keinen Antrag dergestalt an die Bundesregierung 
gestellt hat? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Das habe ich ge- 
rade in meiner ersten Antwort gesagt: ja. 

Pfuhl (SPD): Ist Ihnen bekannt, daß der hessische 
Minister für Wirtschaft und Technik in der Vergan- 
genheit aber erklärt hat, daß er für eine solche An- 
schlußstelle sei? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
haben uns auf Grund Ihrer Frage mit der Auftragsver- 
waltung in Verbindung gesetzt. Nach Auskunft des 
dortigen Ministeriums ist eine Beurteilung der erneu- 
ten Forderungen nach einer zusätzlichen Anschluß- 
stelle erst auf der Grundlage einer eingehenden Un- 
tersuchung möglich. Der hessische Minister für Wirt- 
schaft und Technik hat die hessische Straßenbau Ver- 
waltung beauftragt, eine verkehrliche Untersuchung 
in Angriff zu nehmen. Deren Ergebnis liegt aber noch 

(B) nicht vor. 

(Pfuhl [SPD]: Danke schön!) 

Vizepräsident Frau Renger: Danke, Herr Staatsse- 
kretär. 

Die Fragen 11 und 12 des Abg. Duve werden auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für das Post- und Fernmeldewesen auf. Die Fragen 13 
und 14 des Abg. Dr. Niese sowie die Fragen 15 und 16 
des Abg. Becker (Nienberge) werden auf Wunsch der 
Fragesteller schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. Die Fragen 17 und 
18 sind vom Fragesteller, dem Abgeordneten Paterna, 
zurückgezogen worden. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Forschung und Technologie auf. Der Herr Parla- 
mentarische Staatssekretär Dr. Probst steht zur Beant- 
wortung zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 19 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hirsch auf: 

Ist es zutreffend, daß die Bundesrepublik Deutschland sich mit 
einem Kostenanteil von 85 v. H. an einer „Europäischen 
Schnellbrüter-Kemkraftwerks-Gesellschaft" (ESK) mit dem Ziel 
beteiligt hat, einen 1,500 Megawatt Plutonium-Brüter bei Kalkar 
zu errichten? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Forschung und Technologie: Herr Kol- 
lege Hirsch, es ist nicht zutreffend. An der „Euro- 
päischen Schnellbrüter-Kernkraftwerks-Gesellschaft 


mbH ", ESK, sind die Bundesrepublik Deutschland (C) 
oder das Bundesforschungsministerium nicht betei- 
ligt. 

Die Gründung der ESK wurde mit der sogenannten 
EVU-Konvention aus dem Jahre 1973 zum Bau und 
Betrieb von zwei großen schnellen natriumgekühlten 
Reaktoren in Frankreich — Super-Phenix — und der 
Bundesrepublik Deutschland — SNR 2 — zwischen 
den europäischen EVUs EdF — Frankreich — , ENEL 

— Italien — und RWE — dessen Anteile später auf die 
SBK übertragen wurden — beschlossen. Zugleich mit 
der ESK — zuständig für den SNR 2 — wurde die 
NERSA — zuständig für den Super-Phenix — gegrün- 
det. Die Beteiligungsverhältnisse sehen wie folgt aus: 

Der bundesrepublikanische privatwirtschaftliche An- 
teil an der ESK — SNR 2 — beträgt 51%, der EdF, 
Frankreich, 16 %, der ENEL, Italien, 33 %. Bei NERSA 

— Super-Phenix — beträgt der deutsche Anteil 16%, 
der französische Anteil 51 % und der italienische An- 
teil 33 % . Insgesamt sind Deutschland, Frankreich und 
Italien zu je einem Drittel beteiligt. 

Errichtung und Betrieb des SNR 2 ist Sache der 
Wirtschaft. Eine Beteiligung des Bundes an der Finan- 
zierung des SNR 2 ist nicht vorgesehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, gibt es außer 
einer gesellschaftsrechtlichen eine privatrechtliche 
Verpflichtung der Bundesrepublik, die ein unterneh- 
merisches Risiko oder eine Beteiligung an den Kosten 
dieses Unternehmens beinhaltet? 

P) 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Der öffentlichen 
Hand nicht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Hirsch (FDP): Sind Sie bereit und in der Lage, 
mir den Gesellschaftsvertrag zur Verfügung zu stel- 
len? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Der Gesellschafts- 
vertrag ist ein Vertrag zwischen den Gesellschaftern. 

Er ist uns nicht bekannt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Kühbacher. 

Kühbacher (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen be- 
kannt, ob die künftigen Betreiber schon jetzt in ihren 
Bilanzen Rückstellungen vornehmen, die ja aufsichts- 
mäßig genehmigt sein müßten, weil sie in die Strom- 
tarife eingehen? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Das ist dem Bun- 
desministerium für Forschung und Technologie nicht 
bekannt. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 20 
des Herrn Abgeordneten Dr. Hirsch auf: 

Ist es zutreffend, daß für dieses Projekt bereits eine halbe Mil- 
liarde DM aufgewendet wurde und daß nach dem Gesellschafts- 
vertrag die Haftung bzw. Kostenbeteiligung des Bundes nicht 
begrenzt ist? 
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(A) Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hirsch, es ist nicht zutreffend. Für das Projekt SNR 2 
wurden bisher Planungsarbeiten durchgeführt, deren 
Kosten in Höhe einiger Millionen von den beteiligten 
Unternehmen getragen wurden. Ein Gesellschafts- 
vertrag, der den Bund zur Übernahme einer Haftung 
oder Kostenbeteiligung verpflichtet, existiert nicht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, ist Ihnen der 
Planungsstand dieses Unternehmens bekannt, und 
können Sie uns sagen, mit welchen Zeitabläufen die 
potentiellen Betreiber dieses Unternehmens rech- 
nen? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Es ist so, daß hier 
ein Planungsstab an der Arbeit ist. Es gibt aber kei- 
nerlei Konkretisierungen, weder im Hinblick auf ei- 
nen Standort noch im Hinblick auf den Kostenumfang 
noch im Hinblick auf sonstige wichtige Eckpfeiler. Wir 
gehen davon aus, daß die Beteiligten Mitte der 90er 
Jahre konkret sehen werden, was sie wann und wo 
machen möchten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, können Sie 
ausschließen, daß sich der Bund mit irgendwelchen 
Forschungsmitteln an diesem Unternehmen beteili- 
gen wird? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Nein, denn der 

(B) Bund fördert diese Technologie bis heute. Da sie eine 
zukunftsorientierte Technologie für die Energiesiche- 
rung nicht nur in der Bundesrepublik, sondern auch 
weltweit ist, werden sicherlich auch einzelne techni- 
sche und technologische Komponenten gefördert, vor 
allem im Sicherheitsbereich, Herr Hirsch. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abgeord- 
neter Kühbacher. 

Kühbacher (SPD): Herr Staatssekretär, ist die Bun- 
desregierung bereit, etwaige Rückstellungen, die in 
die Bilanzen eingestellt sind, um dieses Projekt zu ver- 
wirklichen, zu eruieren, um insbesondere festzustel- 
len, ob die zur Zeit geltenden Stromtarife durch diese 
Rückstellungen belastet sind? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, in die 
Bücher von Privatunternehmen zu sehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 21 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Daniels (Regensburg) auf. — 
Der Abgeordnete ist nicht im Raum. Frage 21 wird 
— ebenso wie Frage 22 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Daniels (Regensburg) — nicht beantwortet. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit auf. Der Parla- 
mentarische Staatssekretär Dr. Köhler steht zur Be- 
antwortung der Fragen zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 23 des Herrn Abgeordneten 
Brück auf: 


Was hat die Bundesregierung veranlaßt, Albanien Entwick- (C) 
lungshilfe bis zu 6 Millionen DM aus dem Titel 896 03 (Bilaterale 
Technische Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern) des 
Einzelplans 23 (Geschäftsbereich des Bundesministers für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit) zu gewähren, obwohl dieses Land 
auch nach Auffassung der Bundesregierung nicht zu den Ent- 
wicklungsländern zählt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr Kollege 
Brück, die Bundesregierung sah sich veranlaßt, dem 
albanischen Wunsch nach wirtschaftlicher Zusam- 
menarbeit im Rahmen der Technischen Zusammenar- 
beit zu entsprechen, weil Albanien nach seinen Wirt- 
schaftsdaten ein Entwicklungsland ist, obwohl es sich 
bisher nicht um eine förmliche Anerkennung als sol- 
ches bemüht hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Brück. 

Brück (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie sich be- 
wußt, daß die Bundesregierung damit gegen gelten- 
des Haushaltsrecht verstoßen hat? 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Ich glaube, Herr 
Kollege Brück, daß eine solche Einrede bei ähnlichen 
Fällen anderer europäischer Staaten — ich denke z. B. 
an Portugal — nie erhoben worden ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Brück (SPD): Herr Staatssekretär, die Tatsache, daß 
das vielleicht in bezug auf andere europäische Staa- 
ten nicht geschehen ist, kann für uns ja wohl nicht p) 
Maßstab sein. Sind Sie der Auffassung, daß die Mittel, 
die in Einzelplan 23 unter dem Titel „Bilaterale Tech- 
nische Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern " 
eingestellt sind, nur an Entwicklungsländer vergeben 
werden dürfen? 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Brück, 
diese Praxis gab es in dieser Form nie. Deswegen 
kann ich Ihnen nicht zustimmen. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatz- 
fragen? — Dann rufe ich die Frage 24 des Herrn Abge- 
ordneten Brück auf: 

Warum wurde diese Zusage während des Besuches des Baye- 
rischen Ministerpräsidenten in Albanien gemacht? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Kollege Brück, die 
Zusage wurde von Staatssekretär Lengl während des 
Besuchs des bayerischen Ministerpräsidenten abge- 
geben, weil zu diesem Zeitpunkt — kurz nach Auf- 
nahme der diplomatischen Beziehungen — erstmals 
dem albanischen Wunsch entsprochen werden 
konnte. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abgeord- 
neter Brück. 

Brück (SPD): Herr Staatssekretär, wird es jetzt zu 
einem üblichen Verfahren, daß dann, wenn Minister- 
präsidenten deutscher Bundesländer in ein Land rei- 
sen, ein Staatssekretär des BMZ mitfährt und Ent- 
wicklungshilfe zusagt? 
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(A) Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Ich habe von der 
Anwesenheit des Herrn Staatssekretär Lengi dort ge- 
sprochen, der diese Zusage im Namen der Bundesre- 
gierung abgegeben hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Brück (SPD): Können Sie mir dann bitte sagen, 
warum Herr Staatssekretär Lengi nach Albanien ge- 
fahren ist? 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Sie wissen wie ich, 
Herr Kollege Brück, daß der bayerische Ministerprä- 
sident in der Vorbereitung der Aufnahme der Bezie- 
hungen zu Albanien eine entsprechende Rolle ge- 
spielt hat. Diese Dinge gegenüber Albanien in der von 
Ihnen gewünschten Form zu trennen, wäre aus mei- 
ner Sicht reiner Formalismus. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Bindig. 

Bindig (SPD): Herr Staatssekretär, ist das vor der 
Reise beraten worden, und von wem ist es denn be- 
schlossen worden, daß diese Zusage während dieser 
Reise gemacht werden sollte? 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Bin- 
dig, solche Zusagen erfolgen auf Grund der vorheri- 
gen Abstimmung innerhalb der Ressorts der Bundes- 
regierung. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatz- 
ß fragen. — Dann rufe ich die Frage 25 des Herrn Abge- 
ordneten Bindig auf: 

Welche Projekte werden aus der Albanien zugesagten Ent- 
wicklungshilfe in Höhe bis zu 6 Millionen DM finanziert? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Nach dem, was sich 
im Moment sagen läßt, Herr Kollege Bindig, ist vorge- 
sehen, dem albanischen Wunsch nach Beschaffung 

gebrauchter landwirtschaftlicher Maschinen und 
Geräte sowie von zehn gebrauchten Stadtbussen zu 

entsprechen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Bindig. 

Bindig (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie bisher nur 
sehr ungenau sagen können, welche Projekte daraus 
eventuell finanziert werden sollen: Haben Sie denn 
eine Überlegung für eine bestimmte Hilfsstrategie für 
Albanien, oder warten Sie auf Anträge? 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Bin- 
dig, die Dinge sind im Moment wirklich in einem Sta- 
dium der Vorgespräche, das weitere Auskünfte noch 
nicht zuläßt. Zunächst war in der Frage der techni- 
schen Zusammenarbeit an Mechanikerausbildung 
und begleitende Personalentsendung gedacht. Das 
kann aber aus praktischen Gründen erst später erfol- 
gen. 

Andererseits hat die albanische Seite den dringen- 
den Wunsch, daß solche gebrauchten Geräte und Ma- 
schinen noch vor Beginn der diesjährigen Anbaupe- 
riode zur Verfügung gestellt werden. Das zeigt, daß 


wir im Moment in der typischen und Ihnen ja bekann- (C) 
ten Situation der beginnenden Gespräche über eine 
Zusammenarbeit sind, aus der sich dann — wie Sie 
sich sicher denken — eine längerfristige Strategie 
entwickeln muß. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Brück. 

Brück (SPD): Herr Staatssekretär, halten Sie die 
Hilfe, die Sie eben erwähnt haben, für vereinbar mit 
den Erläuterungen zu dem entsprechenden Titel im 
Haushaltsplan, ist das, was Albanien jetzt erhält, nicht 
Warenhilfe, die — wenn überhaupt — aus einem ganz 
anderen Titel bezahlt werden müßte, und bleibt es 
nicht bei der Tatsache, daß Sie hier gegen Recht und 
Gesetz verstoßen? 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Brück, 
bei dem gegenwärtigen Zustand von noch nicht kon- 
kretisierten Überlegungen bin ich überzeugt, daß wir 
dem Haushaltsrecht zur Zeit keinesfalls zuwiderhan- 
deln. Wir werden uns selbstverständlich bemühen, 
daß das auch so bleibt. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, was wird denn 
die Bundesregierung unternehmen, um dem Eindruck 
entgegenzuwirken, daß sich der bayerische Minister- 
präsident auf seine Reisen einen Staatssekretär der 
Bundesregierung mitnimmt, um jeweils das Eintritts- 
geld zu entrichten? 

P) 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Stieg- 
ler, wenn man sich die Entwicklung der Aufnahme 
der Beziehungen zwischen der Volksrepublik Alba- 
nien und der Bundesrepublik Deutschland vergegen- 
wärtigt, wird man, glaube ich, sagen müssen, daß der 
bayerische Ministerpräsident dort tätig geworden ist, 
bevor irgendein Eintrittsgeld bezahlt worden ist, so 
daß die Dinge genau umgekehrt aussehen, wie Sie sie 
jetzt unterstellen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 26 
des Herrn Abgeordneten Toetemeyer auf: 

Hat die Bundesregierung mit dem Homeland Bophuthats- 
wana bilaterale Verträge abgeschlossen, die Entwicklungshilfe- 
leistungen rechtfertigen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Toete- 
meyer, Ihre Frage beantworte ich mit dem Worte 
nein. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Toetemeyer. 

Toetemeyer (SPD): Herr Staatssekretär, wie beur- 
teilen Sie dann die Tatsache, daß Herr Staatssekretär 
Lengi aus Ihrem Hause seine Dienstreise aus Kap. 

23 02 Tit. 686 04 abgerechnet hat? 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Ich bedaure, Herr 
Kollege, daß ich das in diesem Zusammenhang nicht 
präzise beantworten kann, weil mir dieser Sachver- 
halt im einzelnen nicht bekannt ist. Ich sehe hier kei- 
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Pari. Staatssekretär Dr. Köhler 

(A) nerlei Zusammenhang mit dem Abschluß bilateraler 
Verträge, der ja in Wahrheit nicht erfolgt ist. Aber 
auch die vorhandene Zusammenarbeit z. B. mit kirch- 
lichen Gruppen und die Unterstützung von Nichtre- 
gierungsorganisationen würden gegebenenfalls eine 
Dienstreise des Herrn Staatssekretärs durchaus recht- 
fertigen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz- 
frage, Herr Toetemeyer. 

Toetemeyer (SPD): Herr Staatssekretär, stimmen 
Sie mir zu, daß nach dem geltenden Haushaltsrecht 
Dienstreisen in Entwicklungsländer grundsätzlich nur 
durchgeführt werden können, wenn dazu ein dienst- 
licher Anlaß besteht, und würden Sie mir bitte die 
kirchlichen Gruppen in Bophuthatswana — Sie haben 
das eben angedeutet — sowie Ort und Zeit angeben, 
zu der sich der Herr Staatssekretär mit diesen Grup- 
pen getroffen hat? 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Dies muß ich Ihnen 
nachreichen, und das werde ich gerne tun. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben ge- 
sagt, daß bilaterale Verträge nicht abgeschlossen wor- 
den sind. Sind denn solche Verträge vorbereitet wor- 
den, oder sind Absichtserklärungen abgegeben wor- 
den? 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Stieg- 

(B) 1er, auch diese Frage kann ich mit einem klaren Nein 
beantworten. Unsere Position ist nach wie vor die, daß 
sich in Homelands wie Bophuthatswana unsere Tätig- 
keit auf die Unterstützung der benachteiligten 
Schwarzen oder Farbigen durch humanitäre und Aus- 
bildungshilfe über nichtstaatliche Träger be- 
schränkt. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Brück. 

Brück (SPD): Herr Staatssekretär, wird es übliche 
Praxis der Bundesregierung werden, daß sie dem 
bayerischen Ministerpräsidenten einen Staatssekre- 
tär als Reisemarschall mitgibt? 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Brück, 
ich glaube, daß diese Frage in diesem Hohen Hause 
im Rahmen einer Debatte ausführlich erörtert worden 
ist. Ich habe dem nichts hinzuzufügen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 27 des 
Herrn Abgeordneten Toetemeyer auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, einem Land Entwicklungshilfe 
zu leisten, mit dem keine bilateralen Abkommen geschlossen 
wurden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Toete- 
meyer, die Vergabe offizieller zwischenstaatlicher 
Entwicklungshilfe setzt ja grundsätzlich den Ab- 
schluß völkerrechtlich verbindlicher Regierungsver- 
einbarungen voraus. In Ländern, mit denen grund- 
sätzlich oder vorübergehend solche Vereinbarungen 


nicht abgeschlossen werden können, hat aber die (C) 
Bundesregierung auch in der Vergangenheit Projekte 
von Nichtregierungsorganisationen aus Mitteln des 
Bundeshaushalts, Einzelplan 23, finanziell unter- 
stützt. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Toetemeyer. 

Toetemeyer (SPD): Darf ich noch einmal vertiefend 
und präzisierend nachfragen, ob die Bundesregierung 
grundsätzlich nicht beabsichtigt, ein entsprechendes 
Abkommen mit dem Homeland Bophuthatswana zu 
schließen? 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Toete- 
meyer, dies ist im Rahmen der Diskussionen dieses 
Hauses über Südafrika in den letzten Wochen mit aller 
Klarheit gesagt worden, und dabei bleibt es. 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Toetemeyer (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
mir dann sagen, warum im Anschluß an die von mir 
eben zitierte, von Minister Klein angeordnete Dienst- 
reise des Staatssekretärs Lengl Herr Lengl dann zum 
zweitenmal in Begleitung des bayerischen Minister- 
präsidenten dieses Land besucht hat? 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Auf der gesamten 
Reise des bayerischen Ministerpräsidenten, die teil- 
weise auf Wunsch des Herrn Bundeskanzlers erfolgte 
und teilweise den Charakter einer privaten Reise pj 
hatte, hat Herr Lengl ihn begleitet. 

(Brück [SPD]: Auch auf der privaten Reise!) 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz- 
frage. 

Ich rufe Frage 28 der Abgeordneten Frau Dr. Nie- 
huis auf: 

Trifft es zu, daß sich der Bundesminister der Finanzen gegen 

die Bildung zweier neuer Unterabteilungen im Bundesministe- 
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit ausgesprochen hat? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Auf Ihre erste 
Frage, Frau Niehuis, muß ich mit dem Wort Nein ant- 
worten. 

Vizepräsident Frau Renger: Frau Kollegin, Sie ha- 
ben zwei Zusatzfragen. 

(Frau Dr. Niehuis [SPD]: Bei „Nein" nicht!) 

— Dann rufe ich Frage 29 der Abgeordneten Frau 
Dr. Niehuis auf: 

Trifft es zu, daß der Bundesminister für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit, obwohl er mit Recht die Knappheit von Referenten- 
stellen beklagt, durch die Bildung zweier neuer Unterabteilun- 
gen zwei Referenten verliert? 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Frau Niehuis, die 
Zahl der Mitarbeiter bzw. Mitarbeiterinnen des höhe- 
ren Dienstes wird durch die Funktionsänderung nicht 
verändert. Das heißt, daß die Gesamtzahl der Referen- 
ten, Referatsleiter und Unterabteilungsleiter die glei- 
che bleibt, daß aber eben zwei Beamte als Unterabtei- 
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Pari. Staatssekretär Dr. Köhler 

(A) lungsleiter für größere Sachaufgaben eingesetzt wer- 
den. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage? — 
Bitte, Frau Abgeordnete. 

Frau Dr. Niehuis (SPD): Nur noch einmal zum Ver- 
ständnis: Es bleibt also bei der Anzahl der Referenten? 
Es sind nicht zwei weniger? Habe ich das richtig ver- 
standen? Sie sagten ja „durch die Funktionsände- 
rung". 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Ich habe eben die 
Feststellung getroffen, daß insgesamt die Zahl der 
Mitarbeiter des höheren Dienstes, zu denen auch die 
Unterabteilungsleiter gehören, unverändert bleibt, so 
daß sich durch die Rangerhöhung von zweien die 
Gesamtkapazität nicht verändert, wohl aber die Kom- 
petenz. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Toetemeyer. 

Toetemeyer (SPD): Herr Staatssekretär, würden Sie 
bestätigen, daß der Arbeitsanfall in Ihrem Hause so 
groß ist, daß Sie schon seit Jahren völlig zu Recht und 
mit Unterstützung des zuständigen Fachausschusses 
Stellenvermehrungen in Ihrem Hause fordern, und 
daß in diesem Zusammenhang insbesondere eine Er- 
höhung der Zahl der Referentenstellen notwendig ist, 
und würden Sie der Feststellung zustimmen, daß des- 
wegen der Wegfall von zwei Referentenstellen beson- 
ders schmerzlich ist? 

(B) 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Toete- 
meyer, den ersten Teil Ihrer Frage kann ich vorbehalt- 
los bejahen. Wir waren uns in dem Wunsch einer per- 
sonellen Verstärkung des BMZ und vor allem der Ab- 
teilung 1 mit dem Parlament gottlob seit geraumer 
Zeit völlig einig; denn schließlich ist dieses Ministe- 
rium heute damit beschäftigt, das gegenüber 1977 
verdoppelte Volumen der Entwicklungshilfe mit et- 
was weniger Personalbestand als 1977 zu disponieren. 
In dieser Frage kann es also wohl kein unterschiedli- 
ches Urteil geben. 

Wenn es aber nun so ist, daß man sich mit wenigem 
einrichten muß, dann besteht die dringende Notwen- 
digkeit der Bildung von Prioritäten. Wir hatten den 
Zustand erreicht, daß die verschiedenen Unterabtei- 
lungen, vor allem aber die Abteilung 1 , zum Teil völlig 
überlastet waren. Denken Sie beispielsweise daran, 
daß die Unterabteilung „Afrika" mit 51 Entwick- 
lungsländern zu arbeiten hatte, davon 26 der ärmsten 
Länder. Ich glaube, Sie sind wirklich ausreichend in- 
formiert, Kollege Toetemeyer, um zu wissen, welche 
Fülle von Konsultationen und welche Fülle von Regie- 
rungsverhandlungen das bedeutet. 

Daß wir es unter diesen Umständen angesichts des 
nach wie vor zu engen Rockes für notwendig hielten, 
die Ebene der Unterabteilungsleiter zu verstärken, 
d. h. das mittlere Management, um den notwendigen 
Politikdialog besser führen zu können, hatte aus unse- 
rer Sicht absolute Priorität. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abgeord- 
neter Brück. 


Brück (SPD): Herr Staatssekretär, wird das Bundes- (C) 
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit beim 
Bundesminister der Finanzen im Rahmen der geplan- 
ten Organisationsreform eine zusätzliche B- 11 -Stelle 
für einen weiteren Staatssekretär beantragen, damit 
dann, wenn der jetzige Amtsinhaber öfter mit dem 
bayerischen Ministerpräsidenten unterwegs ist, we- 
nigstens dafür gesorgt wird, daß die Arbeit eines 
Staatssekretärs im Ministerium geleistet werden 
kann? 

Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Brück, 
für die beiden Staatssekretäre, den Parlamentarischen 
und den beamteten Staatssekretär des Ministeriums, 
kann ich versichern, daß bei weiterer guter Gesund- 
heit beide ihren Aufgaben und möglicherweise zu- 
sätzlichen gewachsen sein werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Damit sind die Fragen 
aus diesem Geschäftsbereich beantwortet. Danke 
schön, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäftsbe- 
reich des Bundesministers des Innern. Zur Beantwor- 
tung der Fragen steht Herr Parlamentarischer Staats- 
sekretär Spranger zur Verfügung. Die Frage 42 des 
Abgeordneten Dr. Emmerlich sowie die Fragen 43 
und 44 der Abgeordneten Frau Schmidt (Nürnberg) 
werden auf Wunsch der Fragesteller schriftlich beant- 
wortet. Die Antworten werden als Anlagen abge- 
druckt. 

Ich rufe die Frage 45 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Abelein auf: 

Ist der neue Personalausweis fälschungssicher? 

Bitte schön, Herr Parlamentarischer Staatssekre- P) 
tär. 

Spranger, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Dr. Abelein, wie der Bundes- 
minister des Innern bereits am 20. September 1984 im 
Deutschen Bundestag ausgeführt hat, kann kein Aus- 
weissystem absolut gegen eine mißbräuchliche Be- 
nutzung gesichert werden. Der neue Personalausweis 
bietet indes ein Maximum an Sicherheit gegen Mani- 
pulationsversuche. So sind z. B. ein Auswechseln des 
Lichtbildes und eine Verfälschung der Angaben auf 
dem Ausweis ohne dessen sichtbare Beschädigung 
nicht mehr möglich. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Abelein. 

Dr. Abelein (CDU/CSU): Wie groß ist die zusätzliche 
Sicherheit des neuen Personalausweises? Läßt sich 
das prozentual angeben? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Das läßt sich nicht 
prozentual angeben, sondern kann nur insgesamt im 
Rahmen einer Fülle von Merkmalen — Farbgebung, 
Zusammensetzung des Ausweises, Beschriftung, Ma- 
terial — gewertet werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Frage, bitte. 

Dr. Abelein (CDU/CSU): Wenn dadurch nur ein zu- 
sätzlicher, nicht genau bestimmter Grad an Sicherheit 
gewonnen wird, wieso wurde dann überhaupt ein 
neuer Personalausweis eingeführt? 
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(A) Spranger, Pari. Staatssekretär: Es war übereinstim- 
mende Meinung aller Innenminister von Bund und 
Ländern schon in den 70er Jahren angesichts der 
wachsenden Bedrohung, insbesondere durch den 
Terrorismus, aber auch angesichts der übrigen Krimi- 
nalität, daß die alten Personalausweise, die in vielfäl- 
tiger Form gefälscht und verfälscht wurden, den Si- 
cherheitsbedürfnissen nicht mehr entsprechen und 
mit einem neuen Personalausweis der jetzigen Art ein 
wesentlich höheres Maß an Sicherheit erreichbar ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 46 
des Abgeordneten Abelein auf: 

Durch welche Maßnahmen wird ein Dokument fälschungs- 
sicher gemacht? 

Sprang er, Pari. Staatssekretär: Der neue Personal- 
ausweis wird in der Bundesdruckerei zentral in einem 
Verfahren hergestellt, das Kriminellen wegen des ho- 
hen technischen Aufwands unzugänglich ist. Sie wer- 
den Verständnis dafür haben, daß ich das ganze Bün- 
del der Sicherheitselemente, die der neue Ausweis 
enthält, nicht offen erläutern kann. Einige hatte ich ja 
in der Antwort auf Ihre Zusatzfrage schon dargestellt. 
Mit dieser Einschränkung ist darauf hinzuweisen, daß 
die herkömmliche Lichtbildbefestigung, eine beson- 
dere Schwachstelle des alten Personalausweises, 
durch ein integriertes Lichtbild ersetzt wurde. Dar- 
über hinaus ist das mit modernsten Sicherheitsmerk- 
malen versehene Ausweispapier mit einer speziellen, 
laserbehandelten Sicherheitsfolie untrennbar ver- 
schweißt, so daß der Ausweis bei einem Fälschungs- 
versuch irreparabel beschädigt wird. Mögliche Farb- 
kopien sind schon wegen gravierender Farbunter- 

( B ) schiede im Vergleich zu einem neuen Personalaus- 
weis mit 14farbigem Sicherheitsdruck als solche visu- 
ell erkennbar. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Dr. Abelein. 

Dr. Abelein (CDU/CSU): Von wem und wie wird 
denn praktisch geprüft, ob ein Personalausweis 
authentisch oder gefälscht ist? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Wir haben heute im 
Innenausschuß eine sehr eindrucksvolle Demonstra- 
tion der Vertreter des Bundeskriminalamtes gehabt, 
die sowohl mit Geräten als auch rein visuelle Überprü- 
fungsmöglichkeiten auf gezeigt haben. An Hand einer 
Fülle von Merkmalen ist dies zu identifizieren, auch 
für den Laien, der sich mit den Merkmalen eines ech- 
ten, maschinenlesbaren und fälschungssicheren Per- 
sonalausweises von heute vertraut gemacht hat. 

Dr. Abelein (CDU/CSU): Werden Reisepässe in 
diese Maßnahmen mit einbezogen? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Seit einiger Zeit sind 
auch die fälschungssicheren, maschinenlesbaren Rei- 
sepässe im Angebot, und sie finden, wie wir hören, bei 
der Bevölkerung eine ganz große Resonanz. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab- 
geordnete Hämmerle. 

Frau Hämmerle (SPD): Herr Staatssekretär, wie be- 
urteilen Sie die Vorkommnisse, die über das Magazin 
„Stern" der Öffentlichkeit bekanntgemacht wurden, 


wonach ein Journahst den angeblich fälschungssiche- (C) 
ren Personalausweis auf einem Farbfotokopierer so 
echt kopiert hat — ich möchte nicht sagen, gefälscht 
hat — , daß er für einen Laien sicherlich nicht von dem 
echten unterscheidbar war? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Ich will jetzt nicht 
auf die näheren Umstände dieser Veröffentlichung 
und die Art, wie man hier Informationen verwertet 
hat, eingehen. Eines ist aber klar: Es ist in diesem 
Bericht dargestellt worden, daß es für einen Laien 
durchaus erkennbar ist, an Hand welcher Merkmale 
die Kopie vom Original zu unterscheiden ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich sehe den Abgeord- 
neten Müller (Wesseling) nicht im Saal. Die von ihm 
gestellten Fragen 47 und 48 werden nicht beantwor- 
tet. Der Abgeordnete Stahl (Kempen) ist auch nicht im 
Raum. Seine Fragen 49 und 50 wie auch die Frage 51 
des Abgeordneten Gansei, der ebenfalls nicht im 
Raum ist, werden nicht beantwortet. 

Ich danke Ihnen schön, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Justiz auf. Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Dr. Jahn steht zur Beantwortung zur Verfügung. 

Frage 52 des Herrn Abgeordneten Werner (Ulm): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die UN- 
Menschenrechtskommission in dem Entwurf einer Konvention 
über die Rechte des Kindes, der Anfang Februar in Genf verab- 
schiedet werden soll, im Widerspruch zur Erklärung der Rechte 
des Kindes der UN-Generalversammlung vom 20. November 
1957 keine Aussage darüber enthält, daß das Kind besonderer 
Schutzmaßnahmen und Fürsorge sowohl „vor als auch nach der 
Geburt" bedarf, und was gedenkt die Bundesregierung zu un- (D) 
temehmen, damit die Menschenrechtskommission auch das un- 
geborene Kind in den Katalog der Schutzmaßnahmen und Für- 
sorge einbezieht? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Jahn, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Justiz: Herr Kollege Werner, nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts von 1975 erstreckt sich 
die in Art. 2 Abs. 2 des Grundgesetzes verankerte 
Verpflichtung des Staates, das Leben zu schützen, 
auch auf das ungeborene Kind. Die Bundesregierung 
hat deshalb umfangreiche Maßnahmen zur Verbesse- 
rung des Schutzes ungeborener Kinder eingeleitet. 

Vor diesem Hintergrund bedauert die Bundesregie- 
rung es, daß die von der Menschenrechtskommission 
der Vereinten Nationen eingesetzte Arbeitsgruppe, 
die seit 1979 einen Entwurf eines Übereinkommens 
über die Rechte des Kindes ausgearbeitet hat, die in 
der Präambel und in Grundsatz 4 der „Erklärung der 
Rechte des Kindes" vom 20. November 1959 betonte 
Notwendigkeit vorgeburtlicher Fürsorge und vorge- 
burtlichen Schutzes nicht zum Anlaß genommen hat, 
eine dahin zielende Bestimmung in den Konventions- 
entwurf aufzunehmen. Dies hängt damit zusammen, 
daß die Konvention, wie bereits in ihrem Titel ange- 
deutet, die individuellen Rechte des Kindes und seine 
sich entwickelnden Fähigkeiten in den Vordergrund 
stellt, diese Rechte auch selbst wahrzunehmen. 

Da nach einer von der Arbeitsgruppe getroffenen 
Entscheidung seit dem 29. Januar 1988 neue Vor- 
schläge zum vorliegenden Entwurf nicht mehr einge- 
bracht werden können, sieht die Bundesregierung 
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(A) wenig Chancen, sich noch mit Änderungswünschen 
durchzusetzen, die Grundentscheidungen des Ent- 
wurfs berühren. Die Bundesregierung wird aber trotz- 
dem bestrebt sein, beim weiteren Fortgang der Bera- 
tungen, insbesondere im Zusammenhang mit der ge- 
planten zweiten Lesung, auf Verbesserungen hinzu- 
wirken und dazu die ihr notwendig und aussichtsreich 
erscheinenden Änderungsvorschläge zu unterbrei- 
ten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage von Herrn 
Werner. 

Werner (Ulm) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, war 
den beiden Vertretern der deutschen Delegation die 
grundsätzliche Haltung der Bundesregierung in die- 
ser Frage eigentlich nicht bekannt? 

Dr. Jahn, Pari. Staatssekretär: Sie können davon 
ausgehen, daß den Vertretern der Bundesregierung 
die Konzeption der Bundesregierung bekannt war. 
Auch habe ich hier eine interne Unterlage, aus der 
hervorgeht, daß die Vertreter der Bundesregierung 
den unzureichenden Schutz des Elternrechts und 
auch die Tatsache, daß die Konvention den Schutz des 
nichtehelichen Kindes ebenfalls nicht erwähnt hat, 
angesprochen haben. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Werner (Ulm) (CDU/CSU): Darf ich Sie vor dem 
Hintergrund Ihrer Ausführungen dann fragen, ob die 
Bundesregierung diese Konvention, sofern sie zustan- 
dekommt, im Falle einer Fortführung der Beratungen 
^ gegebenenfalls auch ohne Abänderung, nämlich auch 
den Schutz des ungeborenen Kindes mit zu berück- 
sichtigen, ratifizieren wird oder nicht? 

Dr. Jahn, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Werner, 
wir haben zwischen der Zeichnung und der Ratifizie- 
rung zu unterscheiden. Beides kann heute nicht ab- 
schließend beantwortet werden. Die Bundesregie- 
rung wird die Frage der Zeichnung und auch die 
Frage der Ratifizierung zu gegebener Zeit sorgfältig 
prüfen müssen. Bei der Bewertung spielen auch die 
Fragen, die Sie angesprochen haben, eine Rolle. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich möchte nur noch 
sagen, Herr Abgeordneter Stahl, Herr Abgeordneter 
Daniels — Herr Abgeordneter Müller ist eben wieder 
hinausgegangen — : Es ging so schnell, weil ein gan- 
zer Geschäftsbereich weggefallen ist. Aber leider 
kann ich Ihnen nicht mehr helfen. Der zuständige 
Staatssekretär ist nicht mehr im Hause. 

Zusatzfrage des Abgeordneten Geis. 

Geis (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist es mög- 
lich, im Rahmen der Diskussion um die Menschen- 
rechte auch das Recht des noch nicht geborenen Kin- 
des einzubringen, wenn es z. B. zur Ratifizierung die- 
ser Übereinkunft im Deutschen Bundestag kommen 
sollte? 

Dr. Jahn, Pari. Staatssekretär: Ich habe noch einmal 
deutlich zu machen, gerade auch im Anschluß an die 
Antwort, die ich Herrn Kollegen Werner eben auf 
seine Frage gegeben habe: Wir werden im Rahmen 


des Möglichen auf eine Verbesserung des Entwurfs (C) 
hinwirken. 

Vizepräsident Frau Renger: Die Frage 53 des Abge- 
ordneten Menzel wird auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 

Die Fragen 54 und 55 des Abgeordneten Bachmaier 
werden nicht beantwortet, da er nicht im Raum ist. 

Ich rufe Frage 56 des Herrn Abgeordneten Stiegler 
auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Kritik des Vorsitzenden 
Richters am Bundesfinanzhof, Professor Heinrich Beisse, an 
§ 264 Abs. 2 HGB in der Fassung des Bilanzrichtliniengesetzes 
(vgl. FAZ vom 14. Januar 1988, Nummer 11, Seite 12), und sieht 
sie insbesondere die Gefahr, daß der Grundsatz des „true and 
fair view" der Bewertungswillkür Tür und Tor öffnet? 

Dr. Jahn, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Stiegler, 
die Bundesregierung befürchtet nicht, daß § 264 
Abs. 2 des Handelsgesetzbuches, wonach der Jahres- 
abschluß der Kapitalgesellschaft unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Kapitalge- 
sellschaft zu vermitteln hat, einer Bewertungswillkür 
Tür und Tor öffnen könnte. 

Das Bilanzrichtlinien-Gesetz hat, wie zu erwarten, 
eine Vielzahl von wissenschaftlichen Veröffentlichun- 
gen ausgelöst. Es ist ganz natürlich, daß zu einzelnen 
Vorschriften unterschiedliche Auslegungen vertreten 
werden. 

Die Bundesregierung mischt sich in den wissen- 
schaftlichen Meinungsstreit bekanntlich nicht ein. Sie ^ 
wird aber die weitere Entwicklung sorgfältig beob- 
achten, um rechtzeitig gesetzgeberische Maßnahmen 
einzuleiten, wenn sich heraussteilen sollte, daß ge- 
setzliche Vorschriften nicht so angewendet werden, 
wie es ihrem Sinn und Zweck entspricht. Dafür bietet 
aber die in der Frage zitierte wissenschaftliche Mei- 
nungsäußerung keine Veranlassung. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, wird denn die 
Bundesregierung eine wissenschaftliche Begleitfor- 
schung initiieren, die jetzt die Anwendung und auch 
die Diskussion über das Bilanzrichtlinien-Gesetz ver- 
folgt und, falls sich Befürchtungen eines hohen Rich- 
ters, die ja nicht ohne weiteres von der Hand zu wei- 
sen sind, bestätigen sollten, wie ein Frühwarnsystem 
wirkt? 

Dr. Jahn, Pari. Staatssekretär: Wir beachten alle 
Meinungsunterschiede im Rahmen der Gesetzge- 
bung. So werden wir das auch beim Bilanzrichtlinien- 
Gesetz tun. 

Ich hatte eben gesagt, daß wir den wissenschaftli- 
chen Streit nicht auch noch von hier aus begleiten. Es 
trifft aber nicht zu, daß Professor Beisse Kritik an der 
Vorschrift geübt hat; er hat dem Gesetzgeber viel- 
mehr bestätigt, daß diese Vorschrift eine korrekte Um- 
setzung von Art. 2 der Vierten Richtlinie darstellt. Ich 
glaube, wenn wir in diesen wissenschaftlichen Streit 
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(A) einsteigen würden, müßten wir Ihre Fragestellung ein 
wenig differenzierter sehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz- 
frage, bitte. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, da ich selber an 
dieser Geschichte mit beteiligt war, bin ich in diesem 
Bereich natürlich besonders engagiert. Hat die Bun- 
desregierung denn einmal untersuchen lassen, wie 
sich die englische Praxis mit dem „true and fair view" 
auswirkt, von der diese Anregung in die Bilanzrichtli- 
nie hineingekommen ist, oder wird sie, falls es bisher 
nicht geschehen ist, die englische Praxis im Hinblick 
auf die Rückwirkungen auf unser deutsches Recht 
näher untersuchen lassen? 

Dr. Jahn, Pari. Staatssekretär: Wir haben bisher im 
Rahmen der Rechtsvergleichung natürlich auch diese 
Fragen untersucht. Nur, Herr Kollege Stiegler, das 
Bilanzrichtlinien- Gesetz hat in bezug auf Ihre Frage 
eine Vielzahl von wissenschaftlichen Veröffentlichun- 
gen auch zum Inhalt der Generalklausel in § 264 
Abs. 2 HGB ausgelöst. Dabei gehen einzelne Autoren 
vom britischen Recht aus, das hier teilweise Vorbild 
gewesen ist; das will ich Ihnen gern bestätigen. Sie 
übersehen aber, daß die Generalnorm in der Vierten 
Richtlinie nur mit der Einschränkung übernommen 
worden ist, daß die gesetzlichen Vorschriften Vorrang 
haben und daß es im allgemeinen genügt, diese zu 
beachten, um das geforderte Bild zu vermitteln. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatz- 

( B ) fragen. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. Damit sind 
die Fragen aus Ihrem Geschäftsbereich beantwortet. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters der Finanzen. Herr Parlamentarischer Staats- 
sekretär Dr. Voss steht zur Beantwortung zur Verfü- 
gung. 

Ich rufe die Frage 57 des Abgeordneten Andres 
auf: 

Hat der Bundeskanzler dem Niedersächsischen Ministerpräsi- 
denten bzw. der Niedersächsischen Landesregierung zugesagt, 
sich um eine Übernahme von Sozialhilfeleistungen durch die 
Bundesregierung zu bemühen bzw. dafür einen finanziellen 
Ausgleich zu schaffen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Andres, sind Sie einver- 
standen, daß ich Ihre Fragen 57 und 58 wegen des 
Sachzusammenhangs im Zusammenhang beant- 
worte? 

Andres (SPD): Ja. 

Vizepräsident Frau Renger: Sie haben dann vier 
Zusatzfragen. 

Dann rufe ich auch die Frage 58 des Abgeordneten 
Andres auf: 

Treffen Pressemeldungen zu, daß es zwischen Mitgliedern der 
Niedersächsischen Landesregierung und dem Bundeskanzler 
bzw. der Bundesregierung Verhandlungstermine zur Frage ei- 
nes weiteren Finanzausgleichs oder wegen anderer Finanzhil- 
fen für finanzschwache Länder wie Niedersachsen gibt? 


Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die (C) 
Bundesregierung steht mit dem Ministerpräsident des 
Landes Niedersachsen in einem Gedankenaustausch 
über die einschlägigen Fragen. Einer der wesentli- 
chen Gesichtspunkte ist angesichts des eigenen Fi- 
nanzbedarfs des Bundes die Finanzierbarkeit derarti- 
ger Überlegungen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Andres, bitte, eine 
Zusatzfrage. 

Andres (SPD): Entschuldigung, Frau Präsident, ich 
bin völlig von den Socken: Ist das die Beantwortung 
meiner Fragen 57 und 58? Habe ich das richtig ver- 
standen? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: So ist es, Herr Kol- 
lege. 

Vizepräsident Frau Renger: Mit den „Socken" habe 
ich einige Schwierigkeiten, aber auch ich bin erstaunt, 
daß dies schon die Antwort war. 

Andres (SPD): Auch Sie waren erstaunt darüber. Es 
ist gut zu wissen, daß das im Protokoll steht. 

Wie bewerten Sie, Herr Staatssekretär, Pressemel- 
dungen vom 30. Dezember 1987, wonach der Mini- 
sterpräsident des Landes Niedersachsen, Herr Al- 
brecht, bei einem großen Jahresabschlußgespräch mit 
der Presse geäußert hat, daß er die persönliche Zusage 
des Bundeskanzlers habe, dafür zu sorgen, daß insbe- 
sondere die benachteiligten Länder des Nordens Ent- 
lastung erhalten und daß eine solche Entlastung im 
Bereich der Sozialhilfe stattfinden soll? 

P) 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Mir sind die Pläne 
bekannt, Herr Kollege, die hier vorgelegt worden 
sind, und mir ist auch bekannt, daß darüber in der 
Presse Verlautbarungen zu lesen waren. In diesen 
Verlautbarungen ist von einer Prüfung geredet wor- 
den, und das ist genau das, was ich Ihnen eben in 
meiner Antwort bereits gesagt habe. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz- 
frage. 

Andres (SPD): Darf ich noch einmal nachfragen: 
Kann man dann sagen, wenn Sie das so beantworten, 
daß sich das, was der Ministerpräsident des Landes 
Niedersachsen in der Pressekonferenz geäußert hat, 
nicht in Übereinstimmung mit dem befindet, was die 
Bundesregierung hier offiziell erklären kann? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Das kann man in die- 
ser Weise nicht sagen, Herr Kollege, denn ich habe 
Ihnen eben gesagt, daß hier geprüft wird, was als Vor- 
schlag vom niedersächsischen Ministerpräsidenten 
auf dem Tisch hegt. 

Andres (SPD): Dritte Zusatzfrage: Sie haben gesagt, 
daß diese Prüfung von der Möglichkeit der Finanzie- 
rung abhängen würde. Nun hat der niedersächsische 
Ministerpräsident mit seinem Vorschlag eindeutige 
Finanzierungsvorschläge unterbreitet. Wie werden 
die durch die Bundesregierung bewertet? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Die Vorschläge, die 
hier gemacht worden sind, sind doppelter Natur. Es 
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(A) wird einmal daran gedacht, daß Verkehrsteuern er- 
höht werden und daß ein Anteil der Mehrwertsteuer 
auf den Bund übertragen wird. Das sind Vorschläge, 
die auf ihre gesamten Auswirkungen hin abgeklopft 
werden müssen und deren Auswirkungen auch auf 
die anderen Beteiligten festgestellt werden müssen. 
Das ist Inhalt der Prüfung, die ich Ihnen soeben bereits 
genannt habe. 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte schön. 

Andres (SPD): Die vierte Zusatzfrage. Ist die Bun- 
desregierung denn der Auffassung, daß das Ansinnen 
des niedersächsischen Ministerpräsidenten, dem sich 
ja inzwischen eine Reihe anderer Länder, die es unter- 
stützen wollen, angeschlossen hat, nämlich die Städte 
und Gemeinden bei der Sozialhilfe um 50% zu entla- 
sten, berechtigt ist und daß man hier eine Lösung fin- 
den muß? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, es wäre 
logisch falsch, eine Bewertung in dem Maß, wie Sie es 
eben getan haben, vorzunehmen, solange die Ange- 
legenheit in der Prüfung ist. Das heißt doch, daß man, 
bevor diese Prüfung beendet ist und die Auswirkun- 
gen festgestellt sind, nicht zu einer Bewertung in der 
Weise, wie Sie es soeben getan haben, kommen kann. 
Das ist logisch nicht möglich. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, ist es denn 
zutreffend, daß für den Fall, daß der niedersächsische 

(B) Ministerpräsident gesagt haben sollte, es handele sich 
um eine Zusage der Bundesregierung, dies nach Ihrer 
jetzigen Interpretation schlicht und einfach falsch 
wäre? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Sie unterstellen hier 
etwas, Herr Kollege, was hypothetischer Natur ist. 
Infolgedessen kann ich dazu keine Ausführungen ma- 
chen. 

Vizepräsident Frau Renger: Sie haben noch eine 
Zusatzfrage, Herr Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, wann ist denn 
davon auszugehen, daß das Prüfung s verfahren der 
Bundesregierung zu einem konstruktiven Abschluß 
kommt? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Es ist Eigenart der 
Bundesregierung, Herr Kollege, die Prüfungsverfah- 
ren, die sie übernimmt, so schnell wie möglich, d. h. 
unverzüglich, durchzuführen. Das wird auch in die- 
sem Fall so sein. 

Vizepräsident Frau Renger: Gibt es weitere Zusatz- 
fragen? — Frau Abgeordnete Bulmahn. 

Frau Bulmahn (SPD): Ich hatte bereits im vorigen 
Herbst eine ähnliche Frage gestellt. Auch damals 
habe ich die Antwort erhalten, die Bundesregierung 
sei in einem regen Gedankenaustausch mit dem nie- 
dersächsischen Ministerpräsidenten. Ich hätte gern 
gewußt, was der konkrete Inhalt dieses regen Gedan- 
kenaustauschs und auch was konkreter Inhalt der 


Prüfung, die Sie soeben genannt haben, ist. Sie haben (C) 
zwei Punkte genannt: Erhöhung der Verkehrsteuern 
und Änderung des Anteils der Mehrwertsteuer. Kön- 
nen Sie zum Inhalt der Prüfung und zum Inhalt des 
Gedankenaustauschs konkrete weitere Angaben ma- 
chen? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
Bundesregierung befindet sich stets auf Grund der 
gegebenen Lage in einem Meinungsaustausch mit 
dem niedersächsischen Ministerpräsidenten und auch 
mit anderen Ministerpräsidenten. Aber das, was Sie 
gerade ansprechen, kann sich nicht auf das beziehen, 
was Sie soeben gesagt haben. Denn der Vorschlag, 
der jetzt auf dem Tisch liegt, ist neuerer Natur; er war 
vor einem halben Jahr noch nicht auf dem Tisch. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab- 
geordnete. 

Frau Bulmahn (SPD): Ich wollte meine Frage wie- 
derholen. 

Vizepräsident Frau Renger: Das ist nicht nötig. 
Auch dabei kommt nichts anderes heraus, würde ich 
sagen. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

Frau Bulmahn (SPD): Vielleicht versteht sie der Herr 
Staatssekretär, wenn ich sie wiederhole. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich bitte noch mal um 
Entschuldigung. Sie haben eine Frage gestellt. Sie 
könnten in der Tat noch eine Frage stellen. 

(Zuruf von der SPD: Sie könnten es auf Eng- 
lisch versuchen! — Pari. Staatssekretär 
Dr. Voss: Auch auf Französisch!) 

Bitte schön. 

Frau Bulmahn (SPD): Also ich frage noch mal nach 
dem konkreten Inhalt der Prüfung. Worauf bezieht 
sich die Prüfung, die stattfinden soll? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Es wird jetzt geprüft, 

Frau Kollegin, ob die Vorschläge, die vom niedersäch- 
sischen Ministerpräsidenten gemacht worden sind, 
hinsichtlich ihrer Finanzierung und ihrer Auswirkung 
das sind, was die Bundesregierung als eine Möglich- 
keit der Lösung der Probleme in Niedersachsen an- 
sieht. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Stiegler hat sich 
gemeldet. Bitte schön, eine Zusatzfrage oder zwei. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben von 
einem Meinungsaustausch gesprochen. Die Meinung 
des niedersächsischen Ministerpräsidenten kennen 
wir. Aber was für eine Meinung hat denn die Bundes- 
regierung in diesem Fall? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
ist der Meinung, daß die Verhältnisse in Niedersach- 
sen nicht einfach sind, 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 
das heißt, daß man sich über diese Situation Gedan- 
ken machen und alle Vorschläge, die zu einer Lösung 
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Pari. Staatssekretär Dr. Voss 

(A) dieses Problems beitragen können, eingehend prüfen 
muß. Genau das ist der Zustand, in dem wir uns zur 
Zeit befinden. 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatz- 
frage. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, könnte denn 
die Bundesregierung auch zu der Meinung gelangen, 
daß die allgemeine massive Bekämpfung der Arbeits- 
losigkeit helfen könnte, den Sozialhilfebedarf zu min- 
dern? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Die Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit, Herr Kollege, ist, wie Sie aus vielen 
Äußerungen der Bundesregierung wissen sollten, ei- 
nes der vornehmlichen Ziele. Also gehört sie auch hier 
dazu. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Stahl, Sie haben 
die Möglichkeit zu zwei Zusatzfragen. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie 
dargestellt haben, daß zwischen dem niedersächsi- 
schen Ministerpräsidenten und dem Kanzler und mit 
Regierungsmitgliedern ein reger Gesprächsaustausch 
über dieses Thema stattfindet, darf ich Sie fragen: 
Kann denn bei solchen Gesprächen überhaupt so ein 
eklatantes Falschverstehen aufkommen, daß einer- 
seits der Ministerpräsident des Landes Niedersachsen 
sagt, der Bundeskanzler habe ihm das zugesagt, und 
andererseits Sie als Staatssekretär des Finanzministe- 
riums hier sagen, das sei nur eine Prüfung? Kann man 
davon ausgehen, daß dieser Zustand demnächst ein 
^ Dauerzustand der Regierung ist, bezogen auf eine 
Nichtverständigung zu wichtigen Themen, die das 
deutsche Volk angehen? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, soweit 
ich die Pressemitteilungen kenne — ich habe sie mir 
angesehen — , ist von seiten des Bundeskanzlers eine 
wohlwollende Prüfung zugesagt worden. Das ist ge- 
nau das, worüber wir uns hier die ganze Zeit bereits 
unterhalten, eine wohlwollende Prüfung, die zur Zeit 
stattfindet. 

Vizepräsident Frau Renger: Wünschen Sie noch 
eine Zusatzfrage zu stellen? 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie dem Hause hier vielleicht erklären, was der Bun- 
deskanzler dann mit wohlmeinender, ernsthafter Prü- 
fung gegenüber dem Ministerpräsidenten des Landes 
Niedersachsen, bezogen auf diesen Bereich, ihm zu- 
sätzliche Finanzen zur Verfügung zu stellen, gemeint 
hat? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie wis- 
sen, daß es Vorschläge gibt, die man bereits nach kur- 
zer Überlegung in den Bereich verweisen muß, der 
entweder nicht finanzierbar oder nicht darstellbar ist, 
oder die nicht in die Situation passen und daher als 
Lösung ungeeignet sind. 

In diesem Falle liegt ein Vorschlag auf dem Tisch, 
der wohlwollend geprüft werden soll. Das heißt, es soll 
hier im Wege des Pro und Kontra abgewogen werden, 
ob es hier zu einer Lösung kommen kann, natürlich 


auch unter Berücksichtigung der anderen betroffenen (C) 
Bundesländer. Man kann nicht nur in den Norden 
schauen. 

(Frau Traupe [SPD]: Da spricht der Reprä- 
sentant der Bayern!) 

Man muß auch sehen, Herr Kollege, wie eine derar- 
tige Lösung auf die Länder im Süden unserer Repu- 
blik wirken würde. Wenn Sie die Presse verfolgt ha- 
ben, Herr Kollege, dann werden Sie im „Handels- 
blatt" bereits gelesen haben, daß der bayerische Fi- 
nanzminister hierzu schon entsprechende Ausführun- 
gen gemacht hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Kühbacher. 

Kühbacher (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem 
Sie vorhin von erkannten Problemen gesprochen ha- 
ben: Stimmt die Bundesregierung dem niedersächsi- 
schen Ministerpräsidenten denn zu, daß durch die 
ungleichmäßige Entwicklung der Sozialhilfeleistun- 
gen in den einzelnen Bundesländern — z. B. Nieder- 
sachsen im Verhältnis zu Baden-Württemberg — sich 
ein erhöhter Finanzbedarf zusätzlich ergibt, weil So- 
zialhilfeleistungen natürlich mit niedriger Kaufkraft 
und mit den sich daraus ergebenden Steuerproble- 
men usw. verbunden sind? Wird das Problem in seiner 
Grundsätzlichkeit des Auseinanderlaufens von So- 
zialhilfeleistungen bei unterschiedlichen Arbeitslo- 
sigkeitsraten von der Bundesregierung als solches ge- 
sehen, und liegen Ihnen Informationen über dieses 
Auseinanderdriften in Form von Zahlen vor? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Ja, natürlich, Herr (D) 
Kollege, liegt uns das vor. Wir wissen, daß die Arbeits- 
losenzahlen beispielsweise in Niedersachsen anderer 
Qualität und anderer Natur sind als die Arbeitslosen- 
zahlen in Baden-Württemberg und in Bayern — das 
ist selbstverständlich — und daß von daher natürlich 
auch Folgelasten auf das Land Niedersachsen zukom- 
men, die in den anderen Ländern nicht in diesem Aus- 
maß vorhanden sind. Ob sich daraus aber für die Bun- 
desregierung die Möglichkeit oder die Verpflichtung 
ergibt, das durch Finanzhilfen auszugleichen, muß 
zuerst noch geprüft werden, Herr Kollege. 

Kühbacher (SPD): Ich danke Ihnen. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz- 
frage dazu. 

Ich rufe die Frage 59 der Abgeordneten Frau Bul- 
mahn auf: 

Welche Pläne bestehen seitens der Bundesregierung, den 
Ländern und Gemeinden zur Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur und zum Ausgleich der unterschiedlichen Wirt- 
schaftskraft über die bisher geleisteten Hüfen hinaus weitere 
Finanzhüfen nach Artikel 91a und 104 a GG zur Verfügung zu 
stellen? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregie- 
rung, Frau Kollegin Bulmahn, beabsichtigt im Zusam- 
menhang mit der geplanten Aufhebung des Investi- 
tionszulagengesetzes im Rahmen des Steuerreform- 
gesetzes 1990, die Mittel der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
um 500 Millionen DM — Bund und Land zusam- 
men — aufzustocken. 
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(A) Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab- 
geordnete. 

Frau Bulmahn (SPD): Erste Zusatzfrage: Haben sich 
nach Auffassung der Bundesregierung die regionalen 
Entwicklungsunterschiede zwischen den nord- und 
westdeutschen Ländern auf der einen Seite und den 
süddeutschen Ländern auf der anderen Seite vergröß- 
ert oder verkleinert? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Das ist ein Prozeß, 
Frau Kollegin, der seit vielen Jahren zu beobachten ist 
und der dazu geführt hat, daß man feststellen muß, 
daß in bestimmten Bereichen, beispielsweise bei den 
Arbeitslosenzahlen, beim Bruttoinlandsprodukt, im 
Bereich des Wachstums, Unterschiede zwischen dem 
Süden und dem Norden festzustellen sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab- 
geordnete. 

Frau Bulmahn (SPD): Wenn Sie diese Entwicklungs- 
unterschiede feststellen, dann möchte ich Sie bitten, 
mir zu beantworten, warum sich die konkreten Pläne 
zur Minderung regionaler Ungleichgewichte auf die 
Aufstockung dieser Mittel der regionalen Gemein- 
schaftsaufgaben beschränken; wobei man dazu ja sa- 
gen muß, daß diese Mittel in der Mifrifi noch drastisch 
reduziert werden sollten. Gibt es außer dem Bereich 
regionale Wirtschaftsförderung noch andere Berei- 
che, deren Mittel im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe erhöht werden sollen? Gibt es hier Überlegun- 
gen, auch die Mittel in den anderen Bereichen, z. B. 
Gemeinschaftsaufgabe Aus- und Neubau von Hoch- 
schulen, Wohnungsbau, Städtebau und Raumord- 
nung, zu erhöhen? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
kann hier zur Zeit nur von der Beschlußlage der Bun- 
desregierung reden, und die Beschlußlage ist so, wie 
ich sie Ihnen eben geschildert habe. Was hier an Plä- 
nen und an möglichen Beschlüssen noch vorhanden 
ist, vermag im Moment nicht konkretisiert zu wer- 
den. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Gautier. 

Dr. Gautier (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
gerade gesagt, daß die Bundesregierung beabsichtigt, 
die Gemeinschaftsaufgabe um 500 Millionen DM auf- 
zustocken. Verstehe ich Sie richtig, daß Sie vergessen 
haben, zu sagen, daß durch den Wegfall des Investi- 
tionszulagengesetzes die Bundesregierung an Regio- 
nalfördermitteln insgesamt ca. 1,4 Milliarden DM ein- 
spart und daß die Mittel nach dem Investitionszula- 
gengesetz für die Unternehmen steuerfrei sind, wäh- 
rend die Mittel nach der GA zu versteuern sind, von 
dorther der Nettoeffekt für die Unternehmen in be- 
nachteiligten Regionen Niedersachsens erheblich 
größer ist, als aus Ihrer Antwort hervorgeht, wo 
scheinbar eine Aufstockung von 500 Millionen DM 
vorgenommen ist, aber real eine Absenkung über 
1 Milliarde DM? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Das habe ich nicht 
vergessen, Herr Kollege. Danach war nicht gefragt, 


aber Sie haben das ja aus Ihrer Sicht im Rahmen eines (C) 
Zusatzreferates noch erörtert. 

Dr. Gautier (SPD): Schönen Dank, ich wußte aber 
nicht, daß ich das Zusatzreferat geben mußte. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich glaube allen Ern- 
stes, Herr Staatssekretär: Es ist nicht der richtige Stil, 
den Sie eben angewendet haben. Das möchte ich in 
allem Ernst sagen. 

(Frau Traupe [SPD]: Er hat den Kollegen 
nicht zu kritisieren! — Pari. Staatssekretär 
Dr. Voss: Das war keine Kritik, Frau Kolle- 
gin!) 

Die Bundesregierung hat hier sehr viel Raum und 
kann sehr viele Minuten für eine Antwort verwenden. 
Wenn ein Abgeordneter in einer Frage eine solche 
Ausführung macht, dann glaube ich nicht, daß dieses 
in der Form dieser etwas satirischen Kritik enden 
soll. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Ich habe das nicht 
kritisiert, Frau Kollegin, ich habe das nur festge- 
stellt. 

Vizepräsident Frau Renger: Verzeihen Sie, Herr 
Staatssekretär. Ich bitte darum. 

Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, da von der 
Kollegin Bulmahn nach der Entwicklung der regiona- 
len Wirtschaftsförderung gefragt worden war und Sie 
daraufhin gesagt haben, die Bundesregierung beab- p) 
sichtige, sie um 500 Millionen DM aufzustocken, und 
da Sie anschließend durch einen nachfolgenden Kol- 
legen korrigiert worden sind, möchte ich Sie fragen: 
Können Sie meiner Interpretation folgen, daß die Bun- 
desregierung in Ihrer Gestalt in dieser Fragestunde 
entweder das Parlament notorisch zu belügen ver- 
sucht oder diese Fragestunde zu einer Posse umzu- 
wandeln versucht? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich muß 
mich bei meiner Beantwortung auf das einrichten, was 
in der Frage dargelegt worden ist. Hier in der Frage ist 
dargelegt worden, in welchem Rahmen die GA erhöht 
werden soll. Das habe ich in einer kurzen Antwort 
dargelegt: In den Richtlinien steht, daß die Antworten 
der Bundesregierung auf Fragen der Abgeordneten 
kurz sein sollen. Ich habe daher davon abgesehen, die 
Entwicklungsgeschichte für die Erhöhung der GA 
hier darzustellen. Ich bin nach wie vor der Meinung, 
daß das in diesem Zusammenhang auch nicht meine 
Aufgabe war. 

Vizepräsident Frau Renger: Gewisse Worte sind 
auch von seiten des Parlaments nicht üblich. 

Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen schon 
bewußt, daß gefragt war, was über die bisher geleiste- 
ten Hilfen hinaus geleistet wird, so daß eine Saldie- 
rung der gesamten Situation bei den Mitteln als Ant- 
wort durchaus hätte erwartet werden können, und 
können Sie mir bestätigen, daß von den weiteren 
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Stiegler 

(A) 500 Millionen DM 45 % für das Zonenrandgebiet re- 

serviert werden sollen? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, das ist 
der Plan, der zur Zeit vorliegt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Andres. 

Andres (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem Sie 
meine vorhergehenden Fragen so beantwortet haben, 
daß die Bundesregierung keine Zusage gemacht 
habe, sondern nur ein Prüfen zugesagt habe, hätte ich 
nun gerne die Frage an Sie gerichtet, welcher Anteil 
von diesen 500 Millionen DM etwa auf Niedersachsen 
entfallen wird, welcher Anteil in etwa auf die nord- 
deutschen Länder entfallen wird — denn das muß 
man im Zusammenhang sehen — und ob Sie der Auf- 
fassung sind, daß diese Aufstockung der regionalen 
Wirtschaftsförderung um 500 Millionen DM ausrei- 
chend ist, um die zentralen Belastungen, die die nord- 
deutschen Länder durch Arbeitslosigkeit, Sozialhilfe- 
leistungen und vieles mehr in der Folge haben, auf- 
wiegen zu können? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Aufstockung um 500 Milhonen DM ist ein Pendant zu 
dem, was durch das Investitionshilfegesetz wegfällt. 
Das habe ich ausgeführt. 

(Zurufe von der SPD: Sie nicht!) 

Von daher kann das natürlich nicht dafür gedacht 
sein, die anderen Probleme, die sich in dieser Region 
^ stellen, damit erledigen zu wollen. 

(Andres [SPD]: Sagen Sie bitte etwas zum 
Anteil!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Stahl. 

(Andres [SPD]: Er hat doch meine Frage gar 
nicht beantwortet, Frau Präsidentin!) 

— Das hegt nun in seiner Verantwortung; es tut mir 
leid. 

(Andres [SPD]: Unglaublich! Das ist un- 
glaublich!) 

— Meine Damen, meine Herren, wir sind hier an be- 
stimmte Regeln gebunden. 

Es folgt nun die Zusatzfrage des Abgeordneten 
Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, nach- 
dem Ihnen nun die, glaube ich, sehr hilfreiche Erklä- 
rung des Kollegen Gautier zum Gesamtvorgang doch 
als Stütze dienen sollte, und Sie sehr unhöflich und 
sehr unwirsch geantwortet haben, darf ich Sie fragen: 
Stimmt das denn nun im Kern der Aussage, was der 
Kollege Gautier sagte, daß diese 500 Millionen DM, 
die Sie ja angesprochen haben, überhaupt nur zu ei- 
nem kleinen Bruchteil, wenn man alle anderen Ne- 
benwirkungen mitbedenkt, anteilmäßig dem Land 
Niedersachsen zugute kommen? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Zum Anteil kann ich 
sagen, daß das Land Niedersachsen bei der GA natür- 
lich auch im Rahmen dieser Aufstockung den Anteil 


bekommen wird, den es normalerweise bekommt. Das (C) 
gilt auch für alle übrigen norddeutschen Länder. Ich 
habe eben dargelegt, daß die Bundesregierung der 
Meinung ist, daß das, was durch das Investitionszula- 
gengesetz an Hilfe für die Regionen insgesamt weg- 
fällt, durch 500 Millionen DM zusätzliche GA ersetzt 
werden soll. Das ist die Beschlußlage, Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kühbacher. 

Kühbacher (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie ja 
bestätigt haben, daß 500 Millionen DM zusätzliche 
GA-Mittel 1,4 Milharden DM nach dem Investitions- 
zulagengesetz ersetzen sollen, was einen Saldo von 
900 Milhonen DM bedeutet, frage ich Sie: Würden Sie 
denn zustimmen, daß es für die hier in Rede stehen- 
den Bundesländer einen zusätzlichen Investitionsaus- 
fall gibt, der die dort ja bereits vorhandene überpro- 
portionale Arbeitslosigkeit zumindest auf dem Bau- 
sektor, wenn nicht auch im Bereich der Anschaffung 
von Industriegütern mit sich bringt, und würden Sie 
weiterhin bestätigen, daß dieses erst recht, da es von 
der Bundesregierung inszeniert ist, zusätzhchen 
Handlungsbedarf für die finanz- und strukturschwa- 
chen Länder bedeutet? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Kühba- 
cher, ich habe den Saldo in dieser Form nicht bestä- 
tigt. Ich habe lediglich gesagt, daß nach den Überle- 
gungen der Bundesregierung das Investitionszula- 
gengesetz mit seinen Nachteilen, die von mancher 
Seite beklagt worden sind, abgeschafft werden soll 
und daß dafür diese 500 Millionen DM Gemein- (D) 
schaftsaufgabe erhöht werden sollen. 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß auf diese 
Weise die Probleme im Norden unseres Vaterlandes, 
die zu lösen sind, besser gelöst werden können als 
beispielsweise durch Mitnahmeeffekte, die wir bei 
der Investitionszulage immer wieder gemeinsam be- 
klagt haben. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Börnsen. 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wenn Sie die Saldierung, die eben genannt wurde, mit 
einem Minus von knapp einer Milharde DM zu Lasten 
der betroffenen Bundesländer nicht bestätigen kön- 
nen, besitzen Sie dann vielleicht die Freundlichkeit, 
dem Parlament zu sagen, welcher Saldo tatsächlich 
entstehen wird? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, wir ha- 
ben über diese Frage in einer Fragestunde des Deut- 
schen Bundestages bereits einmal debattiert. Hier 
habe ich damals dargelegt, daß die Berechnungen, je 
nachdem auf welches Jahr man sie bezieht, sehr un- 
terschiedlich sind. Ich habe damals eine Berechnung 
angestellt auf Grund eines Dreijahreszeitraums der 
Inanspruchnahme der Investitionszulage. Von daher 
kam ein bedeutend geringerer Betrag heraus, als er 
eben hier genannt worden ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine letzte Zusatzfrage, 

Herr Abgeordneter Seidenthal. 
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Seidenthal (SPD): Herr Staatssekretär, habe ich Sie 
richtig verstanden, daß Sie gesagt haben, die 500 Mil- 
lionen DM sollen Mittel ersetzen, oder fallen dadurch 
Mittel weg? Das ist praktisch eine Ergänzung dessen, 
was der Kollege Börnsen gefragt hat. 

Eine zweite Zusatzfrage vielleicht im Zusammen- 
hang — 

Vizepräsident Frau Renger: Pardon, Sie haben nur 
eine. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, das In- 
vestitionszulagengesetz ist nach Meinung der Bun- 
desregierung den Aufgaben, die damit erfüllt werden 
sollen, nur zu einem geringen Teil gerecht geworden. 
Ich habe bereits gesagt, hier seien Mitnahmeeffekte 
zu beklagen gewesen, die nicht zu einer Erfüllung des 
Zieles führen. Von daher hat die Bundesregierung im 
Rahmen des Subventionsabbaus im Zuge der Steuer- 
reform 1990 den Beschluß gefaßt bzw. beabsichtigt 
sie, das weiter zu behandeln, daß das Investitionszu- 
lagengesetz wegfällt und daß dafür, um hier einen 
Ausgleich zu schaffen, Gemeinschaftsaufgabemittel 
um 500 Millionen DM erhöht werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 60 
der Frau Abgeordneten Bulmahn auf: 

Trifft es zu, daß sich die Niedersächsische Landesregierung 
wegen einer Aufstockung der Mittel für die Gemeinschaftsauf- 
gaben sowie der Finanzhilfen des Bundes an die Bundesregie- 
rung gewandt hat? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin Bul- 
mahn, die regionale Entwicklung in den einzelnen 
Bundesländern ist Gegenstand eines ständigen Ge- 
dankenaustausches zwischen Bund und Ländern in 
den Gremien der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur JJ . Hinsichtlich 
der geplanten Aufstockung der Mittel für diese Ge- 
meinschaftsaufgabe verweise ich auf meine Antwort 
zu Ihrer ersten Frage. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Bulmahn. 


Frau Bulmahn (SPD): Erste Zusatzfrage: Herr (C) 
Staatssekretär, wären Sie oder Ihr Ministerium bereit, 
für jedes einzelne Bundesland eine Saldo-Rechnung 
aufzumachen und die auch den Abgeordneten zur 
Verfügung zu stellen? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Ich könnte mir vor- 
stellen, Frau Kollegin, daß das eine Aufgabe ist, die 
wir erfüllen können. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 

Frau Abgeordnete. 

Frau Bulmahn (SPD): Sie haben vorhin gesagt, daß 
die Mittel der Gemeinschaftsaufgabe um 500 Millio- 
nen DM erhöht werden sollen. Ich habe vorhin ausge- 
führt, daß in der Mifrifi eine drastische Kürzung dieser 
Mittel vorgesehen ist, die weit über diese 500 Millio- 
nen DM hinausgeht. Beabsichtigen Sie, zusätzlich zu 
den geplanten 500 Millionen DM Mittel aufzuwen- 
den? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Ich habe eben bereits 
ausgeführt, Frau Kollegin, daß die Erhöhung der Mit- 
tel für die Gemeinschaftsaufgabe um 500 Millionen 
DM die Beschlußlage ist, die im Moment vorliegt. 
Darüber hinaus ist in diesem Zusammenhang keine 
Erhöhung vorgesehen, Frau Kollegin, weil das näm- 
lich dem Willen der Bundesregierung, Subventionen 
in einer Größenordnung zwischen 18 und 19 Milliar- 
den DM abzubauen, entgegenlaufen würde. 

(Frau Bulmahn [SPD] : Im Rahmen der Mifrifi pj 

auch nicht?) 

— Nein. 

Vizepräsident Frau Renger: Es tut mir leid, meine 
Damen und Herren, daß ich die Fragestunde jetzt be- 
enden muß. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun- 
destages für Donnerstag, den 25. Februar 1988, 9 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.33 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht (Q 


Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 


Abgeordnete(r) entschuldigt bis einschließlich 


Dr. Ahrens * 24. 2. 

Amling 26. 2. 

Frau Beck-Oberdorf 24. 2. 

Becker (Nienberge) 26. 2. 

Büchner (Speyer) * 24. 2. 

Egert 25. 2. 

Frau Fischer * 25. 2. 

Gerster (Worms) 25. 2. 

Hasenfratz 26. 2. 

Freiherr Heereman von Zuydtwyck 26. 2. 

Frau Hensel 26. 2. 

Jansen 26. 2. 

Jaunich 26. 2. 

Jung (Düsseldorf) 25. 2. 

Kittelmann * 24. 2. 

Klein (Dieburg) 26. 2. 

Lowack 26. 2. 

Dr. Mertens (Bottrop) 26. 2. 

Meyer 24. 2. 

Paintner 26. 2. 

Rauen 24. 2. 

Reddemann * 24. 2. 

Reschke 24. 2. 

Frau Rust 26. 2. 

Schäfer (Mainz) 24. 2. 

Frau Schilling 26. 2. 

Dr. Spöri 24. 2. 

Dr. Wernitz 26. 2. 

Westphal 26. 2. 

Wetzel 24. 2. 

Wissmann 26. 2. 

Dr. Zimmermann 26. 2. 


* für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 


Anlage 2 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Duve (SPD) (Drucksache 11/1842 
Fragen 11 und 12): 

Werden vor der Verbrennung auf See Stichproben der zu ver- 
brennenden Stoffe analysiert, und in welcher Größenordnung 
befinden sich in den zu verbrennenden Stoffen polychlorierte 
Biphenyle? 

Werden von den zuständigen Behörden in den Gebieten der 
Nordsee, in denen Sondermüll verbrannt wird, systematische 
Untersuchungen über mögliche ökologische Veränderungen 
durchgeführt, und wenn ja, welche ökologischen Veränderun- 
gen haben sich in den letzten Jahren in diesen Gebieten hin- 
sichtlich der Beschaffenheit des Meerwassers und der Tier- und 
Pflanzenwelt ergeben? 


Zu Frage 11: 

Ja. Auf die mündliche Beantwortung der Frage 7 
von Frau Kollegin Blunck darf ich verweisen. 


Zu Frage 12: 

Die Verbrennung erfolgt in einem von den Ver- 
tragsstaaten des Oslo-Übereinkommens festgelegten 
internationalen Verbrennungsgebiet im Bereich des 
niederländischen Festlandsockels. Deutsche For- 
schungsinstitutionen haben, zuletzt in der vergange- 
nen Woche, verschiedene Untersuchungen in dem 
Gebiet durchgeführt. Die Untersuchungsergebnisse 
werden gegenwärtig ausgewertet und gegebenen- 
falls bei künftigen Erlaubnisverfahren berücksich- 
tigt. 


Anlage 3 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Emmerlich (SPD) (Drucksache 11/ 

1842 Frage 42): 

Trifft es zu, daß Angehörige türkischer, als „schwarze Insek- 
ten" bezeichnete, bewaffneter Kommandos, die in der Türkei 
unter anderem auch gegen Kurden eingesetzt werden, in der 
Bundesrepublik Deutschland in Sonderheit bei der GSG 9 aus- 
gebüdet worden sind? 

Nein! 

Ich verweise ergänzend auf die schriftliche Antwort 
der Bundesregierung vom 12. August 1986 auf die 
Kleine Anfrage des Abgeordneten Fischer (Bad Hers- 
feld) und der Fraktion DIE GRÜNEN, die sich mit 
demselben Sachverhalt befaßte. (D) 

Die Antwort ist in der Drucksache 10/5919 enthal- 
ten. 


Anlage 4 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD) 
(Drucksache 11/1842 Fragen 43 und 44): 

Auf welche Weise hat der Bundesgrenzschutz im Jahre 1987 
von der HlV-Infizierung derjenigen sieben Ausländer erfahren, 
die an den Grenzen der Bundesrepublik Deutschland zurückge- 
wiesen wurden, und welcher Nationalität gehörten die Zurück- 
gewiesenen an? 

An welchen Grenzübergängen wurden die sieben HlV-infi- 
zierten Ausländer zurückgewiesen, und in welche Länder wur- 
den sie abgeschoben? 


Zu Frage 43: 

An den Grenzen der Bundesrepublik Deutschland 
wurden 1987 acht Ausländer festgestellt, die Aids- 
infiziert bzw. an Aids erkrankt waren. Vier dieser Aus- 
länder (eine Senegalesin, ein Österreicher und zwei 
Schweizer) wurden zurückgewiesen, den anderen 
(zwei Schweizern, einer Portugiesin und einer Gha- 
naerin) wurde die Ein- bzw. Durchreise gestattet. 

Von der Infizierung bzw. Erkrankung erlangte die 
Grenzpolizei in drei Fällen durch eigene Angaben der 
Reisenden, in weiteren drei Fällen aus mitgeführten 
Attesten, in einem Falle aufgrund einer Ausschrei- 
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(A) bung (wegen einer unbefristeten Ausweisungsverfü- 
gung) und in einem weiteren Fall durch eine Rück- 
frage bei der zuständigen Ausländerbehörde Kennt- 
nis. 

Zu Frage 44: 

Die Zurückweisungen erfolgten an den Grenzüber- 
gangsstellen Weil am Rhein- Autobahn, Lindau-Zie- 
gelhaus und Lörrach-Stetten in die Schweiz sowie am 
Grenzübergang Lackenhäuser nach Österreich. 


Anlage 5 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Jahn auf die Frage des 
Abgeordneten Menzel (SPD) (Drucksache 11/1842 
Frage 53): 

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über das System 
der Beiräte in der deutschen Wirtschaft, und welche Aufgaben 
und Einflüsse haben diese Beiräte (siehe Frage 78)? 

Ich gehe davon aus, daß Ihre Frage auf Beiräte in 
deutschen Unternehmen zielt. Gesetzlich sind diese 
nicht im einzelnen geregelt. Es ist jedoch anerkannt, 
daß solche Beiräte gebildet und je nach der für die 
Rechtsform des Unternehmens mehr oder weniger 
weit geltenden Vertragsfreiheit vertraglich näher aus- 
gestaltet werden können. Für Personenhandelsgesell- 
schaften und kleine Gesellschaften mbH mit weniger 
(B) als 500 Arbeitnehmern besteht dabei eine sehr weit- 
gehende Gestaltungsfreiheit, da sie weder zur Bil- 
dung eines Aufsichtsorgans verpflichtet, noch inso- 
weit an gesetzliche Vorgaben gebunden sind. Als Bei- 
räte bezeichnete Gremien erfüllen hier nicht selten 
Aufgaben, die bei Kapitalgesellschaften dem Auf- 
sichtsrat obhegen. Bei Kapitalgesellschaften mit ge- 
setzlich zwingend vorgeschriebenem Aufsichtsrat 
geht das Gesetz zwar davon aus, daß auch hier die 
Bildung eines Beirats zulässig ist. Wegen der gesetz- 
lich weitgehend zwingenden Kompetenzverteilung 
unter den Gesellschaftsorganen, d. h. Vorstand oder 
Geschäftsführer, Aufsichtsrat und Hauptversamm- 
lung oder Gesellschafterversammlung, können einem 
Beirat aber hier keine organschaftlichen Funktionen 
der gesetzlich vorgesehenen Organe übertragen wer- 
den. Hier kann sich die Aufgabe eines in der Satzung 
vorgesehenen Beirats im wesentlichen auf die Bera- 
tung der Gesellschaft und vor allem des Vorstands 
oder der Geschäftsführer richten. 


Anlage 6 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Frage des Abgeordneten Austermann (CDU/CSU) 
(Drucksache 11/1842 Frage 75): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, im Rahmen der Agrarver- 
handlungen der EG sich für eine Einbeziehung der sogenannten 
„Getreidesubstitute" in das Abschöpfungssystem einzusetzen 
und im Rahmen des GATT entsprechende Vereinbarungen zu 
treffen? 


Die Zollsätze der wichtigsten Getreidesubstitute 
sind im GATT zu einem Null- oder sehr niedrigen 
Zollsatz gebunden. Die Gemeinschaft kann daher 
nicht einseitig die Einfuhr von Getreidesubstituten 
durch Zollerhöhungen, Erhebung von Abschöpfun- 
gen oder Importkontingente begrenzen. 

Die EG-Kommission hat in den Verhandlungen der 
laufenden GATT-Uruguay-Runde gefordert, daß den 
Getreidesubstituten ein größerer Außenschutz zu- 
kommt. 

Diese Absicht der EG-Kommission entspricht den 
agrarpolitischen Zielsetzungen der Bundesregierung, 
wie sie auch in der Koalitionsvereinbarung niederge- 
legt sind. 

Der Europäische Rat hat am 12. /13. Februar 1988 P) 
diese Position durch einen entsprechenden Auftrag an 
die Kommission bekräftigt: 

Der Europäische Rat ersucht die Kommission, im 
Rahmen der Uruguay-Runde und unter Berück- 
sichtigung der Bestimmungen des GATT dafür 
Sorge zu tragen, daß die preis- und mengenbezo- 
genen Maßnahmen der Gemeinschaft angemes- 
sen berücksichtigt werden, und mit Nachdruck 
dafür einzutreten, daß die bei der Einfuhr von 
Getreidesubstituten, Ölsaaten und Eiweißpflan- 
zen in die Gemeinschaft auftretenden Probleme 
einer angemessenen Lösung zugeführt werden. 

Die Reaktion der betroffenen Lieferländer (z. B. 

USA und Brasilien) ist bisher ablehnend. Diese Länder 
sind vorläufig nicht bereit, ihre im GATT konsolidier- 
ten Rechte aufzugeben. 
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